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Anlage 1 


Entwurf 

eines 

Heimarbeitsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz mit Zu- 
stimmung des Bundesrats beschlossen: 


Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 


§1 


Geltungsbereich 

(1) In Heimarbeit Beschäftigte sind 

1. die Heimarbeiter (§ 2 Absatz 1); 

2. die Hausgewerbetreibenden (§ 2 Absatz 2), 
die in der Regel allein oder mit ihren Familien- 
angehörigen (§ 2 Absatz 5) oder mit nicht 
mehr als zwei fremden Hilfskräften (§ 2 Ab- 
satz 6) arbeiten. 

(2) Ihnen können, wenn dieses wegen ihrer Schutz- 
bedürftigkeit gerechtfertigt erscheint, gleichgestellt 
werden 

1. Personen, die in der Regel allein oder mit 
ihren Familienangehörigen (§ 2 Absatz 5) in 
eigener Wohnung oder selbstgewählter Be- 
triebsstätte eine sich in regelmäßigen Arbeits- 
vorgängen wiederholende Arbeit im Auf- 
träge eines anderen gegen Entgelt ausüben, 
ohne daß ihre Tätigkeit als gewerblich anzu- 
sehen oder daß der Auftraggeber ein Ge- 
werbetreibender oder Zwischenmeister (§ 2 
Absatz 3) ist; 

2. Hausgewerbetreibende, die mit mehr als 
zwei fremden Hilfskräften (§ 2 Absatz 6) ar- 
beiten; 

3. andere im Lohnauftrag arbeitende Gewerbe- 
treibende, die infolge ihrer wirtschaftlichen 
Abhängigkeit eine ähnliche Stellung wie Haus- 
gewerbetreibende einnehmen; 

4. Zwischenmeister (§ 2 Absatz 3). 
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(3) Die Gleichstellung erstreckt sich, wenn in ihr 
nichts anderes bestimmt ist, auf die allgemeinen 
Schutzvorschriften und die Vorschriften über die 
Entgeltregelung, den Entgeltschutz und die Aus- 
kunftspflicht über Entgelte (Dritter, Sechster, Sie- 
benter und Achter Abschnitt). Die Gleichstellung 
kann auf einzelne dieser Vorschriften beschränkt 
oder auf weitere Vorschriften des Gesetzes ausge- 
dehnt werden. Sie kann für bestimmte Personen- 
gruppen oder Gewerbezweige oder Beschäftigungs- 
arten allgemein oder räumlich begrenzt ergehen; 
auch bestimmte einzelne Personen können gleich- 
gestellt werden. 

(4) Die Gleichstellung erfolgt durch widerrufliche 
Entscheidung des zuständigen Heimarbeitsaus- 
schusses (§ 4) nach Anhörung der Beteiligten. Sie 
ist vom Vorsitzenden zu unterschreiben und be- 
darf der Zustimmung der zuständigen Arbeitsbe- 
hörde (§ 3 Absatz 1) und der Veröffentlichung im 
Wortlaut an der von der zuständigen Arbeitsbe- 
hörde bestimmten Stelle. Sie tritt am Tage nach 
der Veröffentlichung in Kraft, wenn in ihr nicht 
ein anderer Zeitpunkt bestimmt ist. Die Veröf- 
fentlichung kann unterbleiben, wenn die Gleichstel- 
lung nur bestimmte einzelne Personen betrifft; in 
diesem Falle ist in der Gleichstellung der Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens festzusetzen. 

(5) Besteht ein Heimarbeitsausschuß für den Ge- 
werbezweig oder die Beschäftigungsart nicht, so 
entscheidet über die Gleichstellung die zuständige 
Arbeitsbehörde nach Anhörung der Beteiligten 
sowie der zuständigen Gewerkschaften und Ver- 
einigungen der Auftraggeber. Die Vorschriften 
des Absatzes 4 über die Veröffentlichung und das 
Inkrafttreten finden entsprechende Anwendung. 

§2 

Begriffe 

(1) Heimarbeiter im Sinne dieses Gesetzes ist, wer, 
ohne Gewerbetreibender zu sein, in selbstgewähl- 
ter Arbeitsstätte (eigener Wohnung oder selbstge- 
wählter Betriebsstätte) allein oder mit seinen Fa- 
milienangehörigen (Absatz 5) im Auftrag von Ge- 
werbetreibenden oder Zwisdienmeistern gewerb- 
lich arbeitet, jedoch die Verwertung der Arbeits- 
ergebnisse dem unmittelbar oder mittelbar auf- 
traggebenden Gewerbetreibenden überläßt. 

(2) Hausgewerbetreibender ist, wer als Gewerbe- 
treibender in eigener Arbeitsstätte (eigener Woh- 
nung oder Betriebsstätte) im Auftrag von Ge- 
werbetreibenden oder Zwischenmeistern Waren 
herstellt, bearbeitet oder verpackt, wobei er selbst 
wesentlich am Stück arbeitet, jedoch die Verwer- 
tung der Arbeitsergebnisse dem unmittelbar oder 
mittelbar auftraggebenden Gewerbetreibenden 
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überläßt. Beschafft der Hausgewerbetreibende die 
Roh- und Hilfsstoffe selbst oder arbeitet er vor- 
übergehend unmittelbar für den Absatzmarkt, so 
wird hierdurch seine Eigenschaft als Hausgewerbe- 
treibender nicht beeinträchtigt. 

(3) Zwischenmeister ist, wer, ohne Arbeitnehmer 
zu sein, die ihm von Gewerbetreibenden übertra- 
gene Arbeit an Heimarbeiter oder Hausgewerbe- 
treibende weitergibt. 

(4) Die Eigenschaft als Heimarbeiter, Hausgewerbe- 
treibender und Zwischenmeister ist auch dann ge- 
geben, wenn Personen, Personenvereinigungen oder 
Körperschaften des privaten oder öffentlichen 
Rechts, welche die Herstellung, Bearbeitung oder 
Verpackung von Waren nicht zum Zwecke der Ge- 
winnerzielung betreiben, die Auftraggeber sind. 

(5) Als Familienangehörige im Sinne dieses Geset- 
zes gelten, wenn sie Mitglieder der häuslichen Ge- 
meinschaft sind: 

1. Personen, die mit dem in Heimarbeit Be- 
schäftigten (§ 1 Absatz 1) oder nach § 1 Absatz 
2 Nr. 1 Gleichgestellten oder deren Ehegatten 
bis zum dritten Grade verwandt oder von 
ihnen an Kindes Statt angenommen sind; 

2. Mündel, Pflegekinder und Fürsorgezöglinge 
des in Heimarbeit Beschäftigten oder nach 
§ 1 Absatz 2 Nr. 1 Gleichgestellten oder deren 
Ehegatten; 

3. uneheliche Kinder eines in «Heimarbeit Be- 
schäftigten oder nach § 1 Absatz 2 Nr. 1 
Gleichgestellten oder deren Ehegatten oder 
eines ihrer Abkömmlinge. 

(6) Fremde Hilfskraft im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer als Arbeitnehmer eines Hausgewerbetreiben- 
den oder nach § 1 Absatz 2 Nummern 2 bis 4 
Gleichgestellten in deren Arbeitsstätte beschäftigt 
ist. 


Zweiter Abschnitt 


Zuständige Arbeitsbehörde, 
Heimarbeitsausschüsse 


§3 


Zuständige Arbeitsbehörde 

(1) Zuständige Arbeitsbehörde im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die Oberste Arbeitsbehörde des Landes, 
für Angelegenheiten, die nach Umfang, Auswir- 
kung oder Bedeutung über den Zuständigkeitsbe- 
reich einer Obersten Landesbehörde hinausgehen, 
der Bundesminister für Arbeit. 

(2) Den Obersten Arbeitsbehörden der Länder 
und den von ihnen bestimmten Stellen obliegt die 
Aufsicht über die Durchführung dieses Gesetzes. 
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Die Vorschriften des § 139 b der Gewerbeordnung 
über die Aufsicht gelten für die Befugnisse der mit 
der Aufsicht über die Durchführung dieses Ge- 
setzes beauftragten Stellen auch hinsichtlich der 
Arbeitsstätte der in Heimarbeit Beschäftigten 
entsprechend. 

(3) Die Obersten Arbeitsbehörden der Länder 
berichten dem Bundesminister für Arbeit zu von 
ihm bestimmten Zeitpunkten über die Lage der 
Heimarbeit und der an ihr Beteiligten. 

§4 

Heimarbeitsausschüsse 

(1) Die zuständige Arbeitsbehörde errichtet zur 
Wahrnehmung der in den §§ 1, 9 bis 11 und 18 
genannten Aufgaben Heimarbeitsausschüsse für 
die Gewerbezweige und Beschäftigungsarten, in 
denen Heimarbeit in nennenswertem Umfange ge- 
leistet wird. Erfordern die unterschiedlichen Ver- 
hältnisse innerhalb eines Gewerbezweiges geson- 
derte Regelungen auf einzelnen Gebieten, so sind zu 
diesem Zweck jeweils besondere Heimarbeitsaus- 
schüsse zu errichten. 

(2) Der Heimarbeitsausschuß besteht aus je drei Bei- 
sitzern aus Kreisen der beteiligten Auftraggeber und 
Beschäftigten und einem von der zuständigen Ar- 
beitsbehörde bestimmten Vorsitzenden. Weitere 
sachkundige Personen können zugezogen werden; 
sie haben jedoch kein Stimmrecht. 

(3) Die Beschlüsse des Heimarbeitsausschusses wer- 
den mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei der 
Beschlußfassung hat sich der Vorsitzende zunächst 
der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmen- 
mehrheit nicht zustande, so übt nach weiterer Be- 
ratung der Vorsitzende sein Stimmrecht aus. 

§5 

Beisitzer 

(1) Als Beisitzer werden von der zuständigen Ar- 
beitsbehörde sachkundige Personen unter Berück- 
sichtigung der Gruppen der Beschäftigten (§ 1 Ab- 
sätze 1 und 2) auf Grund von Vorschlägen der zu- 
ständigen Gewerkschaften und Vereinigungen der 
Auftraggeber, oder, soweit solche nicht bestehen 
oder keine Vorschläge einreichen, nach Anhörung 
der Beteiligten für die Dauer von drei Jahren be- 
rufen. 

(2) Auf die Voraussetzungen für das Beisitzeramt, 
die Besonderheiten für Beisitzer aus Kreisen der 
Auftraggeber und der Beschäftigten, die Ablehnung 
des Beisitzeramtes und den Schutz der Beschäftig- 
tenbeisitzer finden die für die Beisitzer der Arbeits- 
gerichte geltenden Vorschriften mit den sich aus 
Absatz 3 ergebenden Abweichungen entsprechend 
Anwendung. 
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(3) Wird das Fehlen einer Voraussetzung für die 
Berufung nachträglich bekannt oder fällt eine Vor- 
aussetzung nachträglich fort oder verletzt ein Bei- 
sitzer gröblich seine Amtspflichten, so kann ihn die 
zuständige Arbeitsbehörde seines Amtes entheben. 
Über die Berechtigung zur Ablehnung des Beisitzer- 
amtes entscheidet die zuständige Arbeitsbehörde. 

(4) Das Amt des Beisitzers ist ein Ehrenamt. Die 
Beisitzer erhalten eine angemessene Entschädigung 
für den ihnen aus der Wahrnehmung ihrer Tätig- 
keit erwachsenden Verdienstausfall und Aufwand 
sowie Ersatz der Fahrkosten entsprechend den für 
die Beisitzer bei den Arbeitsgerichten geltenden 
Vorschriften. Die Entschädigung und die erstat- 
tungsfähigen Fahrkosten setzt im Einzelfall der 
Vorsitzende des Ffeimarbeitsausschusses fest. 

Dritter Abschnitt 

Allgemeine 

Schutzvorschriften 

§6 

Listenführung 

Wer Ffeimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat jeden, 
den er mit Ffeimarbeit beschäftigt oder dessen er 
sich zur Weitergabe von Ffeimarbeit bedient, in 
Listen auszuweisen. Die Listen sind in den Aus- 
gaberäumen an gut sichtbarer Stelle auszuhängen. 
Abschriften sind jährlich der Obersten Arbeitsbe- 
hörde des Landes oder der von ihr bestimmten 
Stelle einzusenden; die zuständigen Gewerkschaf- 
ten und Vereinigungen der Auftraggeber sind be- 
rechtigt, in die Abschriften Einblick: zu nehmen. 

§7 

Anzeige bei erstmaliger Ausgabe von Ffeimarbeit 

Wer erstmalig Personen mit Ffeimarbeit beschäf- 
tigen will, hat dies der Obersten Arbeitsbehörde des 
Landes oder der von ihr bestimmten Stelle mitzu- 
teilen; die zuständigen Gewerkschaften und Verei- 
nigungen der Auftraggeber sind berechtigt, Aus- 
kunft über diese Mitteilungen zu verlangen. 

§8 

Entgeltverzeichnisse 

(1) Wer Ffeimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat in 
den Räumen der Ausgabe und Abnahme Entgelt- 
verzeichnisse und Nachweise über die sonstigen Ver- 
tragsbedingungen offen auszulegen. Soweit Muster- 
bücher Verwendung finden, sind sie den Entgelt- 
verzeichnissen beizufügen. Wird Ffeimarbeit den 
Beschäftigten in die Wohnung oder Betriebsstätte 
gebracht, so hat der Auftraggeber dafür zu sorgen, 
daß das Entgeltverzeichnis zur Einsichtnahme vor- 
gelegt wird. 
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(2) Die Entgeltverzeichnisse müssen die Entgelte für 
jedes einzelne Arbeitsstück enthalten. Die Preise 
für mitzuliefernde Roh- und Hilfsstoffe sind be- 
sonders auszuweisen. Können die Entgelte für das 
einzelne Arbeitsstück nicht aufgeführt werden, so 
ist eine zuverlässige und klare Berechnungsgrund- 
lage einzutragen. 

(3) Bei Vorliegen einer Entgeltregelung gemäß den 
§§ 17 bis 19 ist diese auszulegen. Hierbei ist für die 
Übersichtlichkeit dadurch zu sorgen, daß nur der 
Teil der Entgeltregelung ausgelegt wird, der für die 
Beschäftigten in Betracht kommt. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten nicht 
für neue Muster, die als Einzelstücke erst auszüar- 
beiten sind. 

§9 

Entgeltbelege 

(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat 
den Personen, welche die Arbeit .entgegennehmen, 
auf seine Kosten Entgeltbücher für jeden Beschäf- 
tigten (§ 1 Absätze 1 und 2) auszuhändigen. In die 
Entgeltbücher, die bei den Beschäftigten verbleiben, 
sind bei jeder Ausgabe und Abnahme von Arbeit 
ihre Art und ihr Umfang, die Entgelte und die Tage 
der Ausgabe und der Lieferung einzutragen. Diese 
Vorschrift gilt nicht für neue Muster, die als Einzel- 
stücke erst auszuarbeiten sind. 

(2) Anstelle von Entgeltbüchern (Absatz 1) können 
auch Entgelt- oder Arbeitszettel mit den zü einer 
ordnungsmäßigen Sammlung geeigneten Heften 
ausgegeben werden, falls die Oberste Arbeitsbe- 
behörde des Landes oder die von ihr bestimmte 
Stelle dieses genehmigt hat. 

(3) Die in Heimarbeit Beschäftigten haben für die 
ordnungsmäßige Aufbewahrung der Entgeltbelege 
zu sorgen. Sie haben sie den von der Obersten Ar- 
beitsbehörde des Landes bestimmten Stellen auf 
Verlangen vorzulegen. Diese Verpflichtung gilt 
auch für die Auftraggeber, in deren Händen sich 
die Entgeltbelege befinden. 

Vierter Abschnitt 

A r b e i t s z e i t s c h u t z 

§ 10 

Schutz vor Zeitversäumnis 

Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat dafür 
zu sorgen, daß unnötige Zeitversäumnis bei der 
Ausgabe oder Abnahme vermieden wird. Die 
Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann im Benehmen mit dem 
Heimarbeitsausschuß die zur Vermeidung unnöti- 
ger Zeitversäumnis bei der Abfertigung erforder- 



liehen Maßnahmen anordnen. Bei Anordnungen 
gegenüber einem einzelnen Auftraggeber kann die 
Beteiligung des Heimarbeitsausschusses unter- 
bleiben. 


§11 


Verteilung der Heimarbeit 

(1) Wer Heimarbeit an mehrere in Heimarbeit Be- 
schäftigte ausgibt, soll die Arbeitsmenge auf die Be- 
schäftigten gleichmäßig unter Berücksichtigung 
ihrer und ihrer Mitarbeiter Leistungsfähigkeit ver- 
teilen. 

(2) Der Heimarbeitsausschuß kann zur Beseitigung 
von Mißständen, die durch ungleichmäßige Vertei- 
lung der Heimarbeit entstehen, für einzelne Ge- 
werbezweige oder Arten von Heimarbeit die Ar- 
beitsmenge festsetzen, die für einen bestimmten 
Zeitraum auf einen Entgeltbeleg (§ 9) ausgegeben 
werden darf. Die Arbeitsmenge ist so zu bemessen, 
daß sie durch eine vollwertige Arbeitskraft ohne 
Hilfskräfte in der für vergleichbare Betriebsarbeiter 
üblichen Arbeitszeit bewältigt werden kann. Für 
jugendliche Heimarbeiter ist die Arbeitsmenge ge- 
sondert festzusetzen. Die Festsetzung erfolgt durch 
widerrufliche Entscheidung nach Anhörung der Be- 
teiligten. Sie ist vom Vorsitzenden zu unterschrei- 
ben und bedarf der Zustimmung der zuständigen 
Arbeitsbehörde und der Veröffentlichung im Wort- 
laut an der von der zuständigen Arbeitsbehörde be- 
stimmten Stelle. Sie tritt am Tage nach der Ver- 
öffentlichung in Kraft, wenn in ihr nicht ein ande- 
rer Zeitpunkt bestimmt ist. Die Vorschriften des 
§ 8 Absatz 1 über die Auslegung und Vorlegung 
von Entgeltverzeichnissen gelten entsprechend. 

(3) Soweit für einzelne Gewerbezweige oder Arten 
von Heimarbeit Bestimmungen nach Absatz 2 ge- 
troffen sind, darf an einen in Heimarbeit Beschäf- 
tigten eine größere Menge nicht ausgegeben wer- 
den. Die Ausgabe einer größeren Menge ist zulässig, 
wenn Hilfskräfte (Familienangehörige oder fremde 
Hilfskräfte) zur Mitarbeit herangezogen werden. 
Für diese Hilfskräfte sind dann weitere Entgeltbe- 
lege nach § 9 auszustellen. 

(4) Aus wichtigen Gründen, insbesondere wenn nach 
Auskunft des Arbeitsamtes geeignete unbeschäf- 
tigte Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende 
nicht oder nicht in ausreichender Zahl vorhanden 
sind oder wenn besondere persönliche Verhältnisse 
eines in Heimarbeit Beschäftigten es rechtfertigen, 
kann der Vorsitzende des Heimarbeitsausschusses 
einem Auftraggeber die Ausgabe größerer Arbeits- 
mengen auf einen Entgeltbeleg gestatten. Die Er- 
laubnis kann jeweils nur für einen bestimmten Zeit- 
raum, der sechs Monate nicht überschreiten darf, 
erteilt werden. 
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Fünfter Abschnitt 

Gefahrenschutz 

(Arbeitsschutz und öffentlicher 
Gesundheitsschutz) 


§ 12 


Grundsätze des Gefahrenschutzes 


(1) Die Arbeitsstätten der in Heimarbeit Beschäf- 
tigten müssen so beschaffen, eingerichtet und gehal- 
ten sein und Heimarbeit muß so ausgeführt wer- 
den, daß, soweit es die Natur der Beschäftigung ge- 
stattet, keine Gefahren für Leben, Gesundheit oder 
Sittlichkeit der Beschäftigten und ihrer Mitarbei- 
ter oder für die öffentliche Gesundheit im Sinne 
des § 14 entstehen. 

(2) Werden von Hausgewerbetreibenden oder 
Gleichgestellten fremde Hilfskräfte beschäftigt, so 
gelten auch die sonstigen Vorschriften über den Be- 
triebsschutz und die sich daraus ergebenden Ver- 
pflichtungen des Arbeitgebers seinen Arbeitneh- 
mern gegenüber. 

S 13 

Arbeitsschutz 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates für einzelne Gewerbezweige oder 
bestimmte Arten von Beschäftigungen oder Ar- 
beitsstätten Rechtsverordnungen zur Durchfüh- 
rung des Arbeitsschutzes durch die in Heimarbeit 
Beschäftigten und ihre Auftraggeber erlassen. 

(2) Das Gewerbeaufsichtsamt kann für einzelne 
Arbeitsstätten Verfügungen zur Durchführung des 
Arbeitsschutzes treffen. 

(3) Gegen Verfügungen des Gewerbeaufsichtsam- 
tes ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen Be- 
schwerde an die Vorgesetzte Behörde zulässig. 

(4) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des 
Bundesrates Heimarbeit, die mit erheblichen Ge- 
fahren für Leben, Gesundheit oder Sittlichkeit der 
Beschäftigten verbunden ist, durch Rechtsverord- 
nung verbieten. 


§ 14 

Schutz der öffentlichen Gesundheit 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates für einzelne Gewerbezweige 
oder bestimmte Arten von Beschäftigungen 
oder Arbeitsstätten Rechtsverordnungen zum 
Schutze der Öffentlichkeit gegen gemeingefähr- 
liche und übertragbare Krankheiten und gegen 
Gefahren, die beim Verkehr mit Arznei-, Hei-1- 
und Betäubungsmitteln, Giften, Lebens- und Ge- 
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nußmittein sowie Bedarfsgegenständen entstehen 
können, erlassen. 

(2) Die Polizeibehörde kann im Benehmen mit dem 
Gewerbeaufsichtsamt und dem Gesundheitsamt für 
einzelne Arbeitsstätten Verfügungen zur Durchfüh- 
rung des öffentlichen Gesundheitsschutzes im Sinne 
des Absatzes 1 treffen, insbesondere zur Verhütung 
von Gefahren für die öffentliche Gesundheit, die 
sich bei der Herstellung, Verarbeitung oder Ver- 
packung von Lebens- und Genußmitteln ergeben. 

(3) Gegen Verfügungen der Polizeibehörde ist in- 
nerhalb einer Frist von zwei Wochen Beschwerde 
an die Vorgesetzte Behörde zulässig. 

(4) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates Heimarbeit, die mit erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Gesundheit im Sinne 
des Absatzes 1 verbunden ist, durch Rechtsverord- 
nung verbieten. 


§ 15 

Anzeigepflicht 

Wer Heimarbeit ausgibt, für die zur Durchfüh- 
rung des Gefahrenschutzes besondere Vorschriften 
gelten, hat dem Gewerbeaufsichtsamt und der Po- 
lizeibehörde Namen und Arbeitsstätte der von ihm 
mit Heimarbeit Beschäftigten anzuzeigen. 

§ 16 

Durchführungspflicht 

Zur Durchführung des Gefahrenschutzes erforder- 
liche Maßnahmen, die sich auf Räume oder Betriebs- 
einrichtungen beziehen, hat derjenige auszuführen, 
der die Räume oder Betriebseinrichtungen unter- 
hält. 


Sechster Abschnitt 

Entgeltregelung 

§ 17 

Tarifverträge, Entgeltregelungen 

(1) Als Tarifverträge gelten auch schriftliche Ver- 
einbarungen zwischen Gewerkschaften einerseits 
und Auftraggebern oder deren Vereinigungen an- 
dererseits über Inhalt, Abschluß oder Beendigung 
von Verträgsverhältnissen der in Heimarbeit Be- 
schäftigten oder Gleichgestellten mit ihren Auftrag- 
gebern. 

(2) Entgeltregelungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Tarifverträge und bindende Festsetzungen (§ 19) 
sowie weitergeltende Tarifordnungen. 
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§18 

Aufgaben des Heimarbeitsausschusses auf dem 
Gebiete der Entgeltregelung 

Der Heimarbeitsausschuß hat die Aufgaben: 

1. auf das Zustandekommen von Tarifverträgen 
hinzuwirken; 

2. zur Vermeidung und Beendigung von Gesamt- 
streitigkeiten zwischen den in § 17 Absatz 1 
genannten Parteien diesen auf Antrag einer 
Partei Vorschläge für den Abschluß eines Ta- 
rifvertrages zu unterbreiten; wird ein schrift- 
lich abgefaßter Vorschlag von allen Parteien 
durch Erklärung gegenüber dem Heimarbeits- 
ausschuß angenommen, so hat er die Wirkung 
eines Tarifvertrages; 

3. bindende Festsetzungen für Entgelte und son- 
stige Vertragsbedingungen nach Maßgabe des 
§ 19 zu treffen. 

§ 19 

Bindende Festsetzungen 

(1) Bestehen Gewerkschaften oder Vereinigungen 
der Auftraggeber für den Zuständigkeitsbereich 
eines Heimarbeitsausschusses nicht oder umfassen 
sie nur eine Minderheit der Beteiligten, so kann der 
Heimarbeitsausschuß nach Anhörung der Beteilig- 
ten Entgelte und sonstige Vertragsbedingungen mit 
bindender Wirkung für alle Beteiligten festsetzen, 
wenn Heimarbeit in nennenswertem Umfange ge- 
leistet wird und unzulängliche Entgelte gezahlt 
werden. 

(2) Die bindende Festsetzung bedarf der Zustim- 
mung der zuständigen Arbeitsbehörde und der Ver- 
öffentlichung im Wortlaut an der von der zustän- 
digen Arbeitsbehörde bestimmten Stelle. Ihr per- 
sönlicher Geltungsbereich ist unter Berücksichtigung 
der Vorschriften des § 1 zu bestimmen. Die bin- 
dende Festsetzung tritt am Tage nach der Veröf- 
fentlichung in Kraft, wenn in ihr nicht ein anderer 
Zeitpunkt bestimmt ist. Sie hat die Wirkung eines 
allgemeinverbindlichen Tarifvertrages und ist in 
das beim Bundesminister für Arbeit geführte Ta- 
rifregister einzutragen. 

(3) Soweit sich aus den Absätzen 1 und 2 sowie aus 
dem Fehlen der Vertragsparteien nicht etwas an- 
deres ergibt, gelten für die bindende Festsetzung 
die Vorschriften des Tarifvertragsgesetzes der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
9. April 1949 (WiGBl. S. 55) über den Tarifvertrag 
sinngemäß. 

(4) Der Heimarbeitsausschuß kann nach Anhörung 
der Beteiligten bindende Festsetzungen ändern oder 
aufheben. Die Absätze 2 und 3 gelten entspre- 
chend. 
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§ 20 

Art der Entgelte 

Die Entgelte für Heimarbeit sind in der Regel als 
Stückentgelte, und zwar möglichst auf der Grund- 
lage von Stückzeiten zu regeln. Ist dieses nicht mög- 
lich, so sind Zeitentgelte festzusetzen, die der Stück- 
entgeltberechnung im Einzelfall zugrundegelegt 
werden können. 


§21 

Entgeltregelung für* Zwischenmeister, Mithaftung 
des Auftraggebers 

(1) Für Zwischenmeister, die nach § 1 Absatz 2 Nr. 
4 den in Heimarbeit Beschäftigten gleichgestellt 
sind, können im Verhältnis zu ihren Auftraggebern 
durch Entgeltregelungen gemäß den §§ 17 bis 19 Zu- 
schläge festgelegt werden. 

(2) Zahlt ein Auftraggeber an einen Zwischenmei- 
ster ein Entgelt, von dem er weiß oder den Um- 
ständen nach wissen muß, daß es zur Zahlung der 
in der Entgeltregelung festgelegten Entgelte an die 
Beschäftigten nicht ausreiht, oder zahlt er an einen 
Zwishenmeister, dessen Unzuverlässigkeit er kennt 
oder kennen muß, so haftet er neben dem Zwishen- 
meister für diese Entgelte. 


§22 

Mindestarbeitsbedingungen für fremde Hilfskräfte 

(1) Für fremde Hilfskräfte, die von Hausgewerbe- 
treibenden oder Gleichgestellten beshäftigt wer- 
den, können Mindestarbeitsbedinguneen festgesetzt 
werden. Voraussetzung ist, daß die Entgelte der 
Hausgewerbetreibenden oder Gleichgestellten durh 
eine Entgeltregelung (§§ 17 bis 19) festgelegt sind. 

(2) Für die Festsetzung gilt § 19 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der Heimarbeits- 
ausshüsse Entgeltausshüsse für fremde Hilfskräfte 
der Heimarbeit treten. 

(3) Die Entgeltausshüsse werden im Bedarfsfälle 
durh die zuständige Arbeitsbehörde errihtet. Für 
ihre Zusammensetzung und das Verfahren vor 
ihnen gelten § 4 Absätze 2 und 3 und § 5 entspre- 
chend. Die Beisitzer sind aus Kreisen der beteilig- 
ten Arbeitnehmer einerseits sowie der Hausge- 
werbetreibenden und Gleichgestellten andererseits 
auf Grund von Vorshlägen der zuständigen Ge- 
werkshaften und Vereinigungen der Hausgewerbe- 
treibenden oder Gleichgestellten, soweit solhe niht 
bestehen oder keine Vorschläge einreihen, nah 
Anhörung der Beteiligten jeweils zu berufen. 
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Siebenter Abschnitt 

E n t g e 1 1 s c h u t z 
§ 23 

Entgeltprüfung 

(1) Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes hat für 
eine wirksame Überwachung der Entgelte durch 
Entgeltprüfer Sorge zu tragen. 

(2) Die Entgeltprüfer haben die Innehaltung der 
Vorschriften des Dritten Abschnittes dieses Geset- 
zes und der gemäß den §§17 bis 19, 21 und 22 ge- 
regelten Entgelte zu überwachen sowie auf Antrag 
bei der Errechnung der Stückentgelte Berechnungs- 
hilfe zu leisten. 

(3) Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes kann 
die Aufgaben der Entgeltprüfer anderen Stellen 
übertragen, insbesondere für Bezirke, in denen 
Heimarbeit nur in geringem Umfange geleistet 
wird. 


§ 24 

Aufforderung zur Nachzahlung der Minderbeträge 

Hat ein Auftraggeber oder Zwischenmeister einem 
in Heimarbeit Beschäftigten oder einem Gleichge- 
stellten ein Entgelt gezahlt, das niedriger ist als das 
in einer Entgeltregelung gemäß den §§ 17 bis 19 
festgesetzte, so kann ihn die Oberste Arbeitsbe- 
hörde des Landes oder die von ihr bestimmte Stelle 
auffordern, innerhalb einer in der Aufforderung 
festzusetzenden Frist den Minderbetrag nachzu- 
zahlen und den Zahlungsnachweis vorzulegen. 

§25 

Klagebefugnis der Länder 

Das Land, vertreten durch die Oberste Arbeitsbe- 
hörde oder die von ihr bestimmte Stelle, kann im 
eigenen Namen den Anspruch auf Nachzahlung des 
Minderbetrages an den Berechtigten gerichtlich gel- 
tend machen. Das Urteil wirkt auch für und gegen 
den in Heimarbeit Beschäftigten oder den Gleich- 
gestellten. 


§ 26 

Entgelischutz für fremde Hilfskräfte 

(1) Hat ein Hausgewerbetreibender oder Gleich- 
gestellter einer fremden Hilfskraft ein Entgelt ge- 
zahlt, das niedriger ist als das durch Mindestarbeits- 
bedingungen (§ 22) festgesetzte, so gelten die Vor- 
schriften der §§ 24 und 25 über die Aufforderung 
zur Nachzahlung der Minderbeträge und über die 
Klagebefugnis der Länder sinngemäß. 

(2) Das gleiche gilt, wenn ein Hausgewerbetreiben- 
der oder Gleichgestellter eine fremde Hilfskraft 
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nicht nach der einschlägigen tariflichen Regelung 
entlohnt. Voraussetzung ist, daß die Entgelte des 
Hausgewerbetreibenden oder Gleichgestellten 
durch eine Entgeltregelung (§§ 17 bis 19) festge- 
legt sind. 

§27 

Pfändungsschutz 

Für das Entgelt, das den in Heimarbeit Beschäf- 
tigten oder den Gleichgestellten gewährt wird, gel- 
ten die Vorschriften über den Pfändungsschutz für 
Vergütungen, die auf Grund eines Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses geschuldet werden, entspre- 
chend. 

Achter Abschnitt 

Auskunftspflicht 
über Entgelte 

§ 28 

Auftraggeber, Zwischenmeister, Beschäftigte und 
fremde Hilfskräfte haben den mit der Entgeltfest- 
setzung oder Entgeltprüfung beauftragten Stellen 
auf Verlangen Auskunft über alle die Entgelte be- 
rührenden Fragen zu erteilen und hierbei auch 
außer den Entgeltbelegen (§ 9) Arbeitsstücke, Stoff- 
proben und sonstige Unterlagen für die Entgelt- 
festsetzung .oder Entgeltprüfung vorzulegen. Die 
mit der Entgeltfestsetzung beauftragten Stellen 
können Erhebungen über Arbeitszeiten für einzelne 
Arbeitsstücke anstellen oder anstellen lassen. 

Neunter Abschnitt 
Strafen, Ausgabeverbot 
§29 

Übertretungen 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deutsche 
Mark wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Vorschrift über Listenführung (§ 6), Of- 
fenlegung der Entgeltverzeichnisse (§ 8), Ent- 
geltbelege (§ 9) oder Auskunftspflicht über 
Entgelte (§ 28) zuwiderhandelt; 

2. einer Anordnung zum Schutze der Heimarbei- 
ter vor Zeitversäumnis (§ 10) oder einer Rege- 
lung zur Verteilung der Heimarbeit (§11 Ab- 
satz 2) zuwiderhandelt; 

3. es unterläßt, die Verrichtung von Heimarbeit 
anzuzeigen, die anzeigepflichtig ist (§§ 7 
und 15); 

4. als in Heimarbeit Beschäftigter oder Gleichge- 
stellter ' duldet, daß ein mitarbeitender Fami- 
lienangehöriger einer zur Durchführung des 
Gefahrenschutzes für bestimmte Zweige der 
Heimarbeit oder für bestimmte Arten von 
Beschäftigungen oder Arbeitsstätten erlassenen 
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Vorschrift (§§ 13, 14, 34 Absatz 2 Satz 2) oder 
einer auf Grund des § 13 Absatz 2 oder des 
§ 14 Absatz 2 getroffenen Verfügung zuwider- 
handelt. 


§30 

Vergehen 

(1) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder Geld- 
strafe wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer zur Durchführung des Gefahrenschutzes 
für bestimmte Zweige der Heimarbeit oder für 
bestimmte Arten von Beschäftigungen oder 
Arbeitsstätten erlassenen Vorschrift (§§ 13, 14, 
34 Absatz 2 Satz 2) oder einer auf Grund des 
§ 13 Absatz 2 oder des § 14 Absatz 2 getroffe- 
nen Verfügung zuwiderhandelt; 

2. der Aufforderung der Obersten Arbeitsbe- 
hörde des Landes oder der von ihr bestimmten 
Stelle zur Nachzahlung von Minderbeträgen 
(§ 24) wiederholt nicht nachkommt; 

3. von der Obersten Arbeitsbehörde des Landes 
oder der von ihr bestimmten Stelle wiederholt 
zur Nachzahlung von Minderbeträgen (§ 24) 
aufgefordert, diese nachzahlt, jedoch weiter zu 
niedrige Entgelte zahlt. 

(2) Mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen wird bestraft, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig unlautere Handlungen gegenüber der 
Obersten Arbeitsbehörde des Landes oder der von 
ihr bestimmten Stelle begeht, um sich der Pflicht 
zur Nachzahlung von Minderbeträgen (§ 24) zu 
entziehen. 

(3) Bei der Bemessung der Strafe ist das wirtschaft- 
liche Interesse des Täters an der Zuwiderhandlung, 
in den in Absatz 1 Nummern 2 und 3 und Absatz 2 
genannten Fällen insbesondere die Höhe der Min- 
derbeträge zu berücksichtigen. 


§31 


Verbot der Ausgabe von Heimarbeit 

(1) Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder die 
von ihr bestimmte Stelle kann einer Person, die in 
den letzten fünf Jahren wiederholt wegen Versto- 
ßes gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder des 
Gesetzes über die Heimarbeit in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Oktober 1939 (RGBl. I 
S. 2145) rechtskräftig verurteilt worden ist, die 
Ausgabe oder Weitergabe von Heimarbeit ver- 
bieten. 

(2) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder Geld- 
strafe wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
einem nach Absatz 1 ergangenen Verbot zuwider- 
handelt. Der § 30 Absatz 3 findet entsprechend 
Anwendung. 
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Zehnter Abschnitt 


Schluß Vorschriften 


§ 32 

Vereinigungen der Hausgewerbetreibenden 
Den Gewerkschaften stehen bei Anwendung des 
§ 1 Absatz 5, des § 5 Absatz 1 sowie der §§ 6, 7 und 
17 bis 19 Vereinigungen der Hausgewerbetreiben- 
den gleich, die zur Wahrnehmung der Interessen der 
Hausgewerbetreibenden gegenüber den Auftragge- 
bern berufen sind. 


§ 33 

Ausführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates und nach Anhörung der Spitzen- 
verbände der Gewerkschaften und der Vereini- 
gungen der Arbeitgeber die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen 
erlassen über 

a) das Verfahren bei der Gleichstellung (§ 1 Ab- 
sätze 2 bis 5); 

b) die Errichtung von Heimarbeitsausschüssen 
und von Entgeltausschüssen für fremde Hilfs- 
kräfte der Heimarbeit und das Verfahren vor 
ihnen (§§ 4, 5, 11, 18 und 22); 

c) Form, Inhalt und Einsendung der Listen (§ 6); 

d) Form, Inhalt, Ausgabe und Aufbewahrung 
von Entgeltbelegen (§ 9). 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrats und nach Anhörung der 
Spitzenverbände der Gewerkschaften und der Ver- 
einigungen der Arbeitgeber allgemeine Verwak 
tungsvorsdiriften für die Durchführung dieses Ge- 
setzes erlassen. 


§ 34 

Inkrafttreten 

(1) Das Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung, der § 33 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
das Gesetz über die Heimarbeit in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Oktober 1939 (RGBl. 
I S. 2145) und die Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Heimarbeit vom 30. Okto- 
ber 1939 (RGBl. I S. 2152) außer Kraft. Die auf 
Grund der bisherigen gesetzlichen Vorschriften zur 
Durchführung des Gefahrenschutzes erlassenen 
Verordnungen bleiben mit der Maßgabe in Kraft, 
daß anstelle der in ihnen erwähnten Vorschriften 
des Gesetzes über die Heimarbeit in der Fassung 
vom 30. Oktober 1939 und des Hausarbeitsgesetzes 
in der Fassung vom 30. Juni 1923 (RGBl. S. 472/730) 
die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes 
treten. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Die Heimarbeit ist wegen ihrer unübersichtlichen Struktur und 
ihrer starken Abhängigkeit von Konjunkturschwankungen stets der 
Gefahr besonderer sozialer Mißstände ausgesetzt gewesen. Trotzdem 
wird aus sozialen und wirtschaftlichen Gründen noch auf lange Zeit 
hinaus auf die Beschäftigung von Personen in Heimarbeit nicht ver- 
zichtet werden können. Es waren im Bundesgebiet in der Zeit bis 
zur Kapitulation nach den Erhebungen der Arbeitsämter in Heim- 
arbeit beschäftigt: 

am 15. Februar 1938 insgesamt 152 178 Personen 

„ 15. September 1938 „ 153 091 „ 

„ 15. Februar 1939 „ 155 428 

„ 15. September 1940 „ 160 486 „ 

Uber die Entwicklung der Heimarbeit nach der Kapitulation ver- 
gleiche unten zu I 4). 

In diese Zahlen sind die mitarbeitenden Familienangehörigen und 
fremden Hilfskräfte nicht eingeschlossen. Die Mißstände, die sich 
insbesondere aus der Vernachlässigung des Arbeitsschutzes und des 
öffentlichen Gefahrenschutzes sowie aus der oft völlig unzuläng- 
lichen Bezahlung der in Heimarbeit Beschäftigten ergaben, sind 
bereits in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in der Öffent- 
lichkeit lebhaft erörtert worden, ohne daß sich der Gesetzgeber bereit 
fand, eine Regelung zu treffen. 

2. Gegen die zur Bekämpfung derartiger Mißstände unbedingt erfor- 
derliche staatliche Kontrolle wurden erhebliche Bedenken erhoben, 
weil sie sich naturgemäß auch auf diejenigen Wohnräume des Heim- 
arbeiters und des Hausgewerbetreibenden, in denen er seine Tätig- 
keit ausübt, erstrecken muß. Erst durch das Hausarbeitsgesetz vom 
20. Dezember 1911 (RGBl. S. 976) wurde % .der erste Versuch einer 
Regelung des Arbeits- und Gefahrenschutzes für die Heimarbeit 
unternommen; allerdings fehlte in diesem Gesetz jede Möglichkeit 
staatlicher Einflußnahme auf die Entgeltfestsetzung und Entgelt- 
überwachung. Das wurde durch das Heimarbeiterlohngesetz vom 
27. Juni 1923 nachgeholt (RGBl. S. 467), das zu einer Neufassung 
des Hausarbeitsgesetzes führte (Bekanntmachung vom 30. Juni 1923 
— RGBl. S. 472). Dieses Gesetz sah die Bildung von Fachausschüssen 
vor (vergl. auch Verordnung über Fachausschüsse für Hausarbeit 
vom 28. November 1924 — RGBl. S. 757), denen neben ihrer gut- 
achtlichen, beratenden und schlichtenden Tätigkeit die Befugnis 
übertragen wurde, auf dem Gebiete der Heimarbeit Tarifverträge 
als allgemeinverbindlich zu genehmigen und Entgeltfestsetzungen 
vorzunehmen. Ferner konnten die Fachausschüsse die Beachtung 
der tariflichen Bedingungen und der festgesetzten Entgelte durch 
Bußen erzwingen. Gewisse verfahrensrechtliche Änderungen und 
eine Verstärkung des Lohnschutzes brachte das Gesetz über Lohn- 
schutz in der Heimarbeit vom 8. Juni 1933 (RGBl. IS. 347). 

3. Nach diesen Neufassungen und Ergänzungen war das alte Haus- 
arbeitsgesetz derartig unübersichtlich geworden, daß eine völlige 
Neuregelung dringend notwendig wurde. Sie erfolgte durch das 
Gesetz über die Heimarbeit vom 23. März 1934 (RGBl. I. S. 214), 
das am 30. Oktober 1939 auf Grund einer am gleichen Tage ver- 
öffentlichten Änderungsverordnung in einer Neufassung bekannt- 
gemacht wurde (RGBl. I S. 2143/2145). Das Gesetz über die Heim- 
arbeit von 1939 (HAG 1939) war eine allerdings den Rechtsformen 
des nationalsozialistischen Staates angepaßte, im übrigen aber durch- 
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weg brauchbare Grundlage für eine wirksame Regelung des Arbeits- 
schutzes, des öffentlichen Gefahrenschutzes, der Entgeltfestsetzung 
und der Entgeltüberwachung in der Heimarbeit. Da es entsprechend 
dem Grundgedanken des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Ar- ' 
beit vom 20. Januar 1934 (RGBl. I S. 45) in allen Entgeltfragen auf 
dem Treuhändersystem auf gebaut war, sind seine Bestimmungen 
über die Entgeltregelung und den Entgeltschutz nach dem Erlaß des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 40 (Aufhebung des Gesetzes zur Ordnung 
der nationalen Arbeit vom 30. November 1946) überholt. Dieser 
Umstand hat dazu geführt, daß insbesondere bezüglich der Entgelt- 
findung und des Entgeltschutzes ein wirksames Tätigwerden der zu- 
ständigen Landesbehörden nicht mehr möglich war. 

4. Das Bedürfnis für die Wiedereinführung von Zuständigkeiten 
bei der Entgeltregelung und dem Entgeitschutz ist jedoch auch heute 
noch gegeben, da die Heimarbeit nur unwesentlich an Bedeutung 
verloren hat. Unter Zugrundelegung der in der britischen Zone vom 
Zentralamt für Arbeit am 30. September 1947 durchgeführten Er- 

' hebungen aus der Arbeitspaßkartei der Arbeitsämter kann geschätzt 
werden, daß zu diesem Zeitpunkt im heutigen Bundesgebiet min- 
destens 107 000 Personen in Heimarbeit beschäftigt waren. Neuere 
Berichte der Länder rechtfertigen die Annahme, daß die Heimarbeit 
noch weiter zugenommen hat, so daß mit einer Gesamtzahl von 
140 000 in Heimarbeit Beschäftigten gerechnet werden kann. Aller- 
dings sind hierbei die Personen einbezogen, die Saisonarbeit leisten, 
also nicht das ganze Jahr über Arbeit erhalten. Mindestens die gleiche 
Zahl von Personen dürfte als Familienangehörige und fremde Hilfs- 
kräfte an der Leistung von Heimarbeit beteiligt sein, so daß man die 
Gesamtzahl der vom Gesetz zu schützenden Menschen mit mehr als 
280 000 annehmen muß. Nicht zu übersehen ist jedoch eine gewisse 
rückläufige Bewegung in einzelnen Ländern, die auf Kapitalmangel 
(insbesondere der Flüchtlingsbetriebe), auf Absatz- und Export- 
schwierigkeiten und den fortschreitenden Wiederaufbau zerstörter 
Betriebe, die nur vorübergehend zur Fertigung in Heimarbeit über- 
gegangen waren, zurückzuführen sein dürfte. 

5. Nach den vorliegenden Berichten der Länder sind in besonders 
starkem Maße Frauen und Flüchtlinge mit Heimarbeit beschäftigt. 
Der Anteil der Frauen beträgt z. B. in den Ländern Bayern etwa 
70 v.H., Hamburg 90 v.H., Niedersachsen 88 v.H., Nordrhein-West- 
falen 65 v.H., Schleswig-Holstein 98 v.H., Württemberg-Baden 
89 v.H. und Württemberg-Hohenzollern 93 v.H. Die Beteiligung 
der Heimatvertriebenen an der Leistung von Heimarbeit wird ins- 
besondere in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Hol- 
stein und Württemberg-Baden sehr hoch (etwa 70 v.H.) geschätzt. 

6. Die hauptsächlichsten Gewerbezweige, in denen Heimarbeit ver- 
geben wird, sind: Textil- und Bekleidungsindustrie, Eisen- und 
Metallverarbeitung, Spielwaren- und Musikinstrumentenerzeugung, 
Holz- und Schnitzstoffgewerbe, Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe sowie Papierverarbeitung. Auch in nahezu allen übrigen 
Gewerbegruppen ist Heimarbeit in mehr oder weniger großem Um- 
fange festzustellen. 

7. Aus den Berichten der Länder geht hervor, daß zwar in einzelnen 
Zweigen der Heimarbeit die Beschäftigten angemessene Arbeitsver- 
dienste erzielen, in anderen Gewerbezweigen jedoch außerordentlich 
niedrige Entgelte gezahlt werden. Die niedrigsten Preisangaben 
liegen bei Stundenlöhnen von DM — ,20; verschiedene Länder 
schätzen die durchschnittlichen Wochenverdienste auf DM 20, — 
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bis DM 25, — oder noch niedriger. Die noch heute geltende Reichs- 
tarifordnung für das Handstricken und Handhäkeln von Kleidungs- 
stücken von 1942 sieht einen Stundenverrechnungsentgelt von 
DM — ,30 vor. Diese außerordentlich niedrigen Entgeltsätze können 
nur zum Teil damit begründet werden, daß in manchen Gewerbe- 
zweigen die wirtschaftliche Lage der Auftraggeber schwierig ist. 

8. Schon früh haben die zuständigen Stellen der amerikanischen 
Zone (Ausschuß für Sozialpolitik des Süddeutschen Länderrats) und 
der britischen Zone (Zentralamt für Arbeit) die Notwendigkeit einer 
Neuregelung der Materie erkannt und, zum Teil in enger Zusammen- 
arbeit, wertvolle Vorarbeiten geleistet. 

Nach einer Vorlage des Verwaltungsrates hat der Wirtschaftsrat des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes in seiner Sitzung vom 19. Juli 1949 
ein Heimarbeitsgesetz verabschiedet. Dieses wurde jedoch von der 
damaligen Militärregierung nicht genehmigt, da die Angelegenheit 
der künftigen Bundesregierung Vorbehalten bleiben sollte. Das Gesetz 
beruhte in zahlreichen Bestimmungen auf Vorschriften des HAG 
1939, die sich praktisch durchaus bewährt hatten. Es trug indessen 
dem Wiedererstehen des kollektiven Arbeitsrechts dadurch Rech- 
nung, daß die Entgeltfindung in erster Linie den freien Vereinbarun- 
gen der Koalitionen überlassen bleiben und ein Eingreifen der Heim- 
arbeitsausschüsse mit Zustimmung der zuständigen Arbeitsbehörde 
nur dann erfolgen sollte, wenn solche Koalitionen nicht bestehen oder 
nur eine Minderheit der Beteiligten umfassen, und darüber hinaus 
sich das Bedürfnis nach einer Entgeltregelung aus der Tatsache unzu- 
länglicher Entgeltzahlung ergibt. Die Aufsicht über die Durchführung 
des Gesetzes wurde ausschließlich den Obersten Arbeitsbehörden der 
Länder übertragen; auch bezüglich der Entgeltfindung, der Gleich- 
stellung, der Verteilung der Heimarbeit zur Vermeidung von Miß- 
ständen sollten grundsätzlich überall dort, wo ein wirksames Eingrei- 
fen der Landesbehörden möglich ist, diese zuständig sein. Lediglich 
in denjenigen Fällen, in denen es sich um die Betreuung von Heim- 
arbeitsgebieten handelt, die über den Bereich eines Landes hinaus- 
gehen, war hilfsweise die Kompetenz des Direktors der Verwaltung 
für Arbeit festgelegt. Weitere erhebliche Unterschiede gegenüber dem 
HAG 1939 ergaben sich zwangsläufig aus den Grundsätzen des 
Rechtsstaates, insbesondere der Gewaltenteilung, 

9. Durch Beschluß Nr. 12/5 vom 20. Oktober 1949 hat der Bundestag 
die Bundesregierung beauftragt, „einen Entwurf für ein Heim- 
arbeitsgesetz baldigst vorzulegen. Bei dem Gesetzentwurf sollten 
grundsätzlich die Bestimmungen des vom Wirtschaftsrat beschlosse- 
nen Heimarbeitsgesetzes beachtet werden“. Der vorliegende Entwurf 
lehnt sich in zahlreichen Bestimmungen an das Gesetz des Wirt- 
schaftsrates an, enthält aber, neben gesetzestechnischen Verbesserun- 
gen, Änderungen, die sich aus den Vorschriften des Grundgesetzes 
ergeben, sowie eine Neuregelung über die Festsetzung von Mindest- 
arbeitsbedingungen für fremde Hilfskräfte, die bei Hausgewerbe- 
treibenden und Gleichgestellten beschäftigt sind. 

II. Begründung der einzelnen Vorschriften 
Erster Abschnitt 
(§§ 1 und 2) 

Die Festlegung des persönlichen Geltungsbereichs des Gesetzes ist im 
Hinblick auf die Vielgestaltigkeit der Heimarbeit außerordentlich 
schwierig. Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwischen den in Heim- 
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arbeit Beschäftigten, denen das Gesetz ohne weiteres seinen Schutz 
gewährt,und den Gleichgestellten, denen dieser Schutz durch einen be- 
sonderen Rechtsakt zuerkannt werden muß. Die Regelung entspricht 
den Vorschriften in § 2 Absätze 1 bis 3 und § 3 des HAG 1939. 

a) Die in Heimarbeit Beschäftigten sind: 

1. die Heimarbeiter (§ 1 Absatz 1 Ziffer 1, § 2 Absatz 1), die im 
Auftrag von Gewerbetreibenden oder Zwischenmeistern 
gewerblich arbeiten ohne selbst Gewerbetreibende zu sein und 
ohne die Arbeitsergebnisse selbst zu verwerten. Vielmehr 
überlassen sie die gewerbliche Verwertung (z. B. den Vertrieb 
oder die Weiterverarbeitung) und damit Gewinn und kauf- 
männisches Risiko einem Gewerbetreibenden (Auftraggeber), 
der ihnen die Arbeit entweder unmittelbar oder unter Ein- 
schaltung von Zwischenmeistern zuteilt. Die Heimarbeiter 
unterscheiden sich von den in den Betrieben beschäftigten 
Arbeitnehmern dadurch, daß sie ihre Arbeitsstätte selbst 
wählen, nicht dem Direktionsrecht des Arbeitgebers unter- 
stehen und ihre Familienangehörigen zur Unterstützung 
heranziehen können; 

2. die Hausgewerbetreibenden, d. h. Gewerbetreibende, die in 
eigener Arbeitsstätte gewerblich arbeiten, jedoch in der Regel 
ebenfalls die gewerbliche Verwertung der Arbeitsergebnisse 
einem Auftraggeber überlassen, so daß sie sich praktisch in 
der gleichen Abhängigkeit befinden wie die Heimarbeiter. 
Insbesondere durch diese Abhängigkeit unterscheiden sich die 
Hausgewerbetreibenden, die nur vorübergehend unmittelbar 
für den Absatzmarkt arbeiten dürfen, von den selbständigen 
Handwerkern. Ein wesentliches Merkmal für den Begriff des 
Hausgewerbetreibenden ist ferner, daß dieser selbst am Stück 
mitarbeitet. Nur diejenigen Hausgewerbetreibenden genießen 
'ohne weiteres den Schutz des Gesetzes, die allein oder mit 
ihren Familienangehörigen oder mit nicht mehr als zwei 
fremden Hilfskräften arbeiten. 

Von der Voraussetzung, daß der Auftraggeber ein Gewerbetreiben- 
der sein muß, kennt der Entwurf nur die Ausnahme, daß auch 
Leistung von Arbeit im Auftrag gemeinnütziger und karitativer Ein- 
richtungen als Heimarbeit anzusehen ist, wenn die übrigen Voraus- 
setzungen dieses Begriffs gegeben sind (§ 1 Absatz 4). 

b) Die Gleichstellung setzt besondere Schutzbedürftigkeit voraus. 

Sie kann erfolgen: 

1. für Personen, deren Arbeitsweise durchaus der in Heimarbeit 
Beschäftigten entspricht, ohne daß sie gewerblich ist (z. B. in 
der Urproduktion gewisser Samenzüchtereien), oder ohne daß 
der Auftraggeber ein Gewerbetreibender oder Zwischen- 
meister ist (z. B. ein Landwirt oder ein Angehöriger eines 
freien Berufes), 

2. für Hausgewerbetreibende, die mehr als zwei fremde Hilfs- 
kräfte beschäftigen, 

3. für andere im Lohnauftrag arbeitende Gewerbetreibende, 
deren wirtschaftliche Abhängigkeit vom Auftraggeber so 
stark ist, daß sie des gleichen Schutzes bedürfen, wie die in 
Heimarbeit Beschäftigten und 
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4. für Zwischenmeister, d. h. Personen, die gemäß § 2 Absatz 3 
im Aufträge des Gewerbetreibenden Heimarbeit an die Be- 
schäftigten weitergeben. 

Durch die Vorschriften über die Gleichstellung und die Bestimmun- 
gen des § 2 Absatz 4 ist für die Praxis die Möglichkeit gegeben, das 
Gesetz auf diejenigen, aber auch nur auf die Personen auszudehnen, 
die seines Schutzes tatsächlich bedürfen. 

Die Gleichstellung erfolgt nach Anhörung der Beteiligten durch den 
Heijnarbeitsausschuß (§ 4). Der Beschluß des Heimarbeitsausschusses 
bedarf jedoch zu seinem Inkrafttreten der Zustimmung der zustän- 
digen Arbeitsbehörde (§ 3 Absatz 1) und der Veröffentlichung an der 
durch die zuständige Behörde bestimmten Stelle. Die Veröffent- 
lichung kann unterbleiben, wenn die Gleichstellung nicht für Grup- 
pen von Personen, Gewerbezweige oder Beschäftigungsarten ergeht, 
sondern bestimmte einzelne Personen gleichgestellt werden sollen, da 
in diesem Falle ein Interesse an der öffentlichen Bekanntmachung 
nicht vorliegt. Besteht ein Heimarbeitsausschuß nicht, so entscheidet 
die zuständige Arbeitsbehörde allein. Sie hat jedoch außer den Be- 
teiligten auch die zuständige Gewerkschaft und die Vereinigung der 
Auftraggeber zu hören. Der Geltungsbereich des Gesetzes kann zwar 
durch das Gleichstellungsverfahren zum Schutze bestimmter Einzel- 
personen oder Personengruppen ausgedehnt werden, ein Ausschluß 
der Anwendung des Gesetzes auf bestimmte Gruppen von in Heim- 
arbeit Beschäftigten ist aber nicht vorgesehen. Der für die praktische 
Handhabung des Gesetzes wesentliche Begriff des Zwischenmeisters 
ist gegenüber früheren gesetzlichen Regelungen genauer festgelegt 
(§ 2 Absatz 3), der Kreis der mithelfenden Familienangehörigen ist 
abgegrenzt (§ 2 Absatz 5). Ferner ist die rechtliche Stellung der frem- 
den Hilfskräfte, die im Gegensatz zu Heimarbeitern, Hausgewerbe- 
treibenden und Zwischenmeistern echte Arbeitnehmer sind, Um- 
rissen (§ 2 Absatz 6j. 

Zweiter Abschnitt 

(§§ 3 bis 5) 

1. In § 3 sind die behördlichen Zuständigkeiten geregelt. Ent- 
sprechend der förderalistischen Konzeption des Grundgesetzes ist 
als zuständige Arbeitsbehörde für die Errichtung von Heimarbeits- 
ausschüssen (§§ 4 und 5), die Mitwirkung bei der Gleichstellung (§ 1 
Absätze 4 und 5), die Festsetzung der Arbeitsmenge zur Beseitigung 
von Mißständen (§ 11) sowie die Mitwirkung bei der Festsetzung von 
Entgelten und Vertragsbedingungen für die in Heimarbeit Beschäf- 
tigten (§ 19), die gleichgestellten Zwischenmeister (§ 21) und die 
fremden Hilfskräfte (§ 22) grundsätzlich die Oberste Arbeitsbehörde 
des Landes bezeichnet. Nur in denjenigen Fällen, bei denen eine wirk- 
same Regelung über den natürlichen Kompetenzbereich einer Landes- 
behörde hinausgeht, wird die Zuständigkeit des Bundesministers für 
Arbeit begründet. Das Tätigwerden einer Obersten Bundesbehörde 
wird insbesondere dann erforderlich sein, wenn ein Heimarbeits- 
gebiet sich über den Bereich mehrerer Länder erstreckt, so daß eine 
einheitliche Regelung erforderlich ist. 

Ferner kann das Eingreifen einer Obersten Bundesbehörde notwen- 
dig werden, wenn die Regelung der Arbeitsbedingungen in einem 
Land die Interessen anderer Länder nachhaltig beeinträchtigen würde: 
Heimarbeit kann außerordentlich leicht verlagert werden. Dieses gilt 
insbesondere für das Textil- und Bekleidungsgewerbe sowie alle Fer- 
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tigungen, zu deren Verrichtung langjährige Spezialkenntnisse nicht 
benötigt werden. Sie wird also bei ungleichmäßiger Lohnstruktur 
leicht nach denjenigen Gegenden abwandern, wo die Entgeltsätze am 
niedrigsten gehalten sind. Um ein derartiges Gefälle zu vermeiden, 
erscheint ein einheitliches Vorgehen in gewissen Zweigen der Heim- 
arbeit dringend erforderlich. 

2. Die Aufsicht über die Durchführung des Gesetzes ist völlig den 
Obersten Arbeitsbehörden der Länder übertragen (vergl. auch §§ 6, 
7, 9 Absätze 2 und 3, 23 ff. und § 31). Diese Behörden und die von 
ihnen bestimmten Stellen können in entsprechender Anwendung des 
§ 139 b der Gewerbeordnung die Betriebe der Auftraggeber und die 
Arbeitsstätten der in Heimarbeit Beschäftigten und der ihnen Gleich- 
gestellten besichtigen (§ 3 Absatz 2). 

3. Die Obersten Arbeitsbehörden der Länder sind verpflichtet, dem 
Bundesminister für Arbeit zu von ihm bestimmten Zeitpunkten über 
die Lage der Heimarbeit und der an ihr beteiligten Auftraggeber 
und Beschäftigten zu berichten (§ 3 Absatz 3), da dieser nicht un- 
mittelbar an der Überwachung der Heimarbeit beteiligt und daher 
auf die Unterrichtung seitens der Länder über die Probleme 
dieses Arbeitszweiges angewiesen ist. Die^e Berichte müssen not- 
wendigerweise zu gleichen Zeitpunkten erstellt werden, damit ver- 
gleichbare Angaben erzielt werden können. 

4. Durch § 67 des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
20. Januar 1934 wurden die Fachausschüsse des Hausarbeitsgesetzes in 
der Fassung vom 30. Juni 1923 beseitigt und deren Befugnisse den 
Treuhändern der Arbeit übertragen. Der vorliegende Entwurf sieht 
in § 4 wieder die Errichtung von Heimarbeitsausschüssen vor, die 
paritätisch aus Vertretern der Beschäftigten und der Auftraggeber 
und einem unparteiischen Vorsitzenden zusammengesetzt sind und 
im Wege der demokratischen Abstimmung unter Abwägung der 
Interessen der Beschäftigten und der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit der Auftraggeber die vorher den Treuhändern der Arbeit vor- 
behaltenen Befugnisse bei der Entgeltfindung und bei der Regelung 
der Arbeitsbedingungen wahrzunehmen haben. Die Heimarbeits- 
ausschüsse werden errichtet für Gewerbezweige, in denen Heimarbeit 
in nennenswertem Umfange geleistet wird. Die Errichtung unter- 
bleibt für Gewerbezweige, in denen Heimarbeit nur ausnahmsweise 
oder nur in geringem Umfange vorkommt. Heimarbeitsausschüsse 
können jedoch bei Bedarf über den Gewerbezweig hinaus für be- 
stimmte Arten der Beschäftigung oder bei vielgestaltigen Gewerbe- 
zweigen für deren einzelne Sachgebiete errichtet werden. 

5. Die nach § 4 Absatz 1 zuständige Errichtungsbehörde beruft die 
Beisitzer in der Regel auf Grund von Vorschlägen der zuständigen 
Gewerkschaften und Vereinigungen der Auftraggeber (§ 5). Be- 
stehen solche Koalitionen jedoch nicht oder reichen sie Vorschläge 
nicht ein, so kann die Errichtungsbehörde die Beisitzer nach An- 
hörung der Beteiligten von sich aus bestellen, weil andernfalls die 
Gefahr besteht, da]ß mangels Mitwirkung einer Koalition die Errich- 
tung des Heimarbeitsausschusses in Frage gestellt ist. Die Rechts- 
stellung der Beisitzer ist der der Beisitzer bei den Arbeitsgerichten 
angeglichen. 

Dritter Abschnitt 

(§§ 6 bis 9) 

1. Die allgemeinen Schutzvorschriften behandeln die Verpflichtung 
der Auftraggeber zur Listenführung (§ 6), die Anzeige bei erstmaliger 
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Ausgabe von Heimarbeit (§ 7), die Offenlegung von Entgeltverzeich- 
nissen (§ 8) sowie die Aushändigung, Führung und Sammlung von 
Entgeltbelegen. Die Listenführung dient der jederzeitigen Unterrich- 
tung der Gewerbeaufsichtsbeamten und sonstigen an der Durch- 
führung des Gesetzes interessierten amtlichen Stellen über die vom 
Auftraggeber oder Zwischenmeister in Heimarbeit beschäftigten Per- 
sonen. Da auch die Koalitionen der Auftraggeber und der Beschäftig- 
ten ein berechtigtes Interesse daran haben, im Rahmen ihrer Befug- 
nisse auf die Durchführung des Gesetzes zu achten, wird ihnen nach 
Maßgabe des § 6 ein Recht auf Einblick gewahrt. 

2. Die Anzeige bei erstmaliger Ausgabe von Heimarbeit dient der 
Feststellung neu hinzutretender Auftraggeber, damit auch gegenüber 
diesen und den von ihnen in Heimarbeit Beschäftigten die erforder- 
lichen Überwachungsmaßnahmen eingeleitet werden können. Die 
Offenlegung der Entgeltverzeichnisse und der Nachweis über die 
sonstigen Vertragsbedingungen sollen dem in Heimarbeit Beschäftig- 
ten die Möglichkeit geben, sich jederzeit über die ihm zustehenden 
Entgelte und sonstigen Leistungen einwandfrei zu unterrichten. 

3. Die Führung von Entgeltbelegen erfolgt in der Regel durch Ein- 
tragung in Entgeltbücher, die der Auftraggeber oder Zwischen- 
meister auf seine Kosten zu beschaffen und den Beschäftigten aus- 
zuhändigen hat und in denen jede Ausgabe und Abnahme von Arbeit 
genau zu vermerken ist. Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes 
kann nach Anhörung des Heimarbeitsausschusses die Verwendung 
von Entgelt- oder Arbeitszetteln anstelle der Bücher genehmigen. 
Durch die Vorschrift des § 9 Absatz 3 soll für eine ordnungsmäßige 
Aufbewahrung der Entgeltbelege, die die wichtigste Grundlage der 
Entgeltprüfung darstellen, Sorge getragen werden. Die Pflicht zur 
Aufbewahrung trifft auch den Auftraggeber, in dessen Händen sich 
ausnahmsweise die Entgeltbücher, z. B. zur Ergänzung, vorüber- 
gehend befinden können. 

Vierter Abschnitt 
(§§ 10 und 11) 

1 . Ein ins einzelne geregelter Arbeitszeitschutz, der die tägliche bzw. 
wöchentliche Höchstarbeitszeit der in Heimarbeit Beschäftigten ent- 
sprechend den für die Arbeitnehmer der Betriebe geltenden Vor- 
schriften festlegt, ist infolge der Unübersichtlichkeit der Heimarbeit 
und der damit verbundenen Schwierigkeiten einer wirksamen Kon- 
trolle praktisch kaum durchführbar. Der Entwurf beschränkt sich 
deshalb darauf, in § 10 Vorschriften zum Schutze der Beschäftigten 
gegen unnötige Zeitversäumnis und in § 11 ein Verfahren zur Ver- 
meidung von Mißständen festzulegen. Der Schutz vor unnötiger 
Zeitversäumnis wird angestrebt durch eine allgemeine Verpflichtung 
der Auftraggeber und Zwischenmeister, für eine reibungslose Ab- 
fertigung der Beschäftigten Sorge zu tragen. Wenn erforderlich, kann 
die Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder die von ihr bestimmte 
Stelle in der Regel im Benehmen mit dem Heimarbeitsausschuß die 
für eine schnellere Abfertigung notwendigen Maßnahmen anordnen 
(Bereitstellung von langen Tischen, von ausreichendem Ausgabe- 
personal, zweckmäßige Ausgabe- und Annahmezeiten und dergl.). 

2. Die Vorschrift des § 11 Absatz 1 soll sicherstellen, daß nicht ein- 
zelne Heimarbeiter durch übermäßige Belastung mit Aufträgen eine 
untragbare Ausdehnung ihrer Arbeitszeit vornehmen müssen, wäh- 
rend andere infolge einer geringen Zuteilung von Aufträgen in wirt- 
schaftliche Not geraten. Deshalb soll der Auftraggeber die Arbeits- 
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menge auf die Beschäftigten gleichmäßig, allerdings unter Berück- 
sichtigung ihrer Leistungsfähigkeit verteilen. Diese Vorschrift ist 
deswegen von besonderer Bedeutung, weil, wie aus den Berichten der 
Länder hervorgeht, die in Heimarbeit Beschäftigten angesichts der 
geringen Entgelte häufig dazu neigen, sich gegenseitig Konkurrenz zu 
machen, und möglichst viel Arbeit vom Auftraggeber zu erlangen 
suchen. Soweit Mißstände durch die Verletzung dieser Sollvorschrift 
entstehen, kann der Heimarbeitsausschuß eine Festsetzung der durch- 
schnittlichen Arbeitsmenge vornehmen, die für einen bestimmten 
Zeitraum auf einen Entgeltbeleg ausgegeben werden darf und die der 
Leistungsfähigkeit einer vollwertigen Arbeitskraft bei üblicher 
Arbeitszeit entspricht. Diese Festsetzung bedarf der Zustimmung der 
zuständigen Arbeitsbehörde und der Veröffentlichung. Falls eine 
derartige Festsetzung getroffen ist, darf der Auftraggeber oder 
Zwischenmeister größere Arbeitsmengen nicht mehr ausgeben, es 
sei denn, daß Hilfskräfte zur Mitarbeit herangezogen werden. Aus- 
nahmen kann der Vorsitzende des Heimarbeitsausschusses aus wich- 
tigen Gründen zulassen. 

Für jugendliche Heimarbeiter, die allerdings nach den vorliegenden 
Berichten nur selten anzutreffen sein dürften, ist die Arbeitsmenge 
stets gesondert festzusetzen, um eine Überbeanspruchung ihrer 
Leistungsfähigkeit zu verhindern. 

3. Diese Vorschriften werden insbesondere auch dann von Bedeu- 
tung sein, wenn Arbeitsmangel besteht, da in diesem Falle durch die 
Festsetzung eine gerechte Verteilung der Aufträge bewirkt werden 
kann. 

4. Die Vorschriften des §11 HAG 1939 über die Anordnung von 
Arbeitsruhe an bestimmten Zeiten des Tages oder an Sonn- und 
Feiertagen sind in den Entwurf nicht übernommen, da eine prak- 
tische Durchführung nicht gewährleistet werden kann. Diese Vor- 
schriften haben nach Auskunft Sachverständiger auch während der 
Geltungsdauer des HAG 1939 eine praktische Bedeutung nicht 
erlangt. 


Fünfter Abschnitt 

(§§ 12 bis 16) 

L Der Gefahrenschutz ist zu unterteilen in den Arbeitsschutz (Be- 
triebsschutz) zu Gunsten der in Heimarbeit Beschäftigten und ihrer 
Mitarbeiter und den Öffentlichen Gefahrenschutz zu Gunsten anderer 
Personen. Eine Regelung des gesamten öffentlichen Gefahren- 
schutzes durch Bundesgesetz ist nicht möglich, da auf diesem Gebiet 
lediglich bezüglich des öffentlichen Gesundheitsschutzes eine kon- 
kurrierende Gesetzgebungsbefugnis des Bundes gegeben ist (Ar- 
tikel 74 Nummern 19 und 20 GG.). Diese Befugnis erstreckt sich auf 
Maßnahmen zum Schutze der Öffentlichkeit gegen gemeingefährliche 
und übertragbare Krankheiten und gegen Gefahren, die beim Ver- 
kehr mit Arznei-, Heil- und Betäubungsmitteln, Giften, Lebens- und 
Genußmitteln sowie Bedarfsgegenständen entstehen können. Als 
Bedarfsgegenstände sind nach § 2 des Lebensmittelgesetzes vom 

5. Juli 1927 (RGBl. I S. 134) in der Fassung vom 17. Januar 1936 
(RGBl. I S. 17 ff) und der Verordnung vom 14. August 1943 (RGBl. I 
S. 488) zu betrachten: 

„1) Eß-, Trink-, Kochgeschirr und andere Gegenstände, die dazu 
bestimmt sind, bei der Gewinnung, Herstellung, Zubereitung, 
Abmessung, Auswägung, Verpackung, Aufbewahrung, Beforde- 
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rung oder dem Genüsse von Lebensmitteln verwendet zu 
werden und dabei mit diesen in unmittelbare Berührung 
kommen; 

2) Mittel zur Reinigung, Pflege, Färbung oder Verschönerung der 
Haut, des Haares, der Nägel oder der Mundhöhle; 

3) Bekleidungsgegenstände, Spielwaren, Tapeten, Masken, Kerzen, 
künstliche Pflanzen und Pflanzenteile; 

4) Petroleum; 

5) Farben, soweit sie nicht zu den Lebensmitteln gehören; 

6) andere Gegenstände, welche der Reichsminister des Innern 
bezeichnet.“ 

Zu bemerken ist, daß für zahlreiche Gewerbezweige und Beschäfti- 
gungsarten bereits Vorschriften auf Grund des ehemaligen Haus- 
arbeitsgesetzes und des Heimarbeitsgesetzes von 1934/1939 er- 
gangen sind, die nach § 34 Absatz 2 Satz 2 in Kraft bleiben sollen. 

2. Durch die Vorschriften des § 12 werden die allgemeinen Grund- 
sätze des Arbeits- und des öffentlichen Gesundheitsschutzes auch auf 
die Heimarbeit ausgedehnt. Die Vorschrift ist insbesondere von 
Bedeutung für die nach § 13 Absatz 2 und § 14 Absatz 2 zu treffen- 
den Einzelverfügungen der zuständigen Behörden. 

3. Soweit Hausgewerbetreibende und Gleichgestellte fremde Hilfs- 
kräfte (§ 2 Absatz 6), d. h. Arbeitnehmer beschäftigen, gelten für die 
Arbeitsstätten auch die sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
des Betriebsarbeitsschutzes. Ebenso finden die Vorschriften über die 
Verpflichtungen des Arbeitgebers hinsichtlich des Schutzes des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer mit den sich daraus 
im Zuwiderhandlungsfalle ergebenden Schadensersatzverpflich- 
tungen Anwendung (§ 618 BGB). 

4. Das Verordnungsrecht der Bundesregierung nach § 13 betrifft 
einerseits die Durchführung des Arbeitsschutzes in bestimmten 
Gewerbezweigen, Beschäftigungsarten oder für bestimmte Arten 
von Arbeitsstätten. Dabei können den Beschäftigten und ihren Auf- 
traggebern Verpflichtungen auferlegt werden (§ 13 Absatz 1). An- 
dererseits kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
Heimarbeit völlig verbieten (§ 13 Absatz 4), wenn erhebliche 
Gefahren für die Beschäftigten bestehen und deren Behebung durch 
Auflagen im Sinne des § 13 Absatz 1 nicht möglich ist. 

5. Da infolge der Vielgestaltigkeit der Heimarbeit nicht für jeden 
einzelnen Fall die Rechtsgrundlage einer auf Grund des § 13 Absatz 1 
erlassenen Verordnung gegeben sein kann, werden die Gewerbeauf- 
sichtsämter ermächtigt, zur Behebung von Mißständen unter Be- 
rücksichtigung der Eigenart des Betriebes (§ 12) Einzelverfügungen 
gegenüber einzelnen Arbeitsstätten zu treffen. Der Beschwerdeweg 
ist gegeben. Die Durchführung des öffentlichen Gesundheitsschutzes, 
soweit diese -Materie der konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes unterliegt, ist entsprechend den Vorschriften über den Ar- 
beitsschutz geregelt. Auch in diesen Fällen erläßt die Bundesregie- 
rung die Rechtsverordnungen zur Durchführung des öffentlichen 
Gesundheitsschutzes oder in besonders schweren Fällen über das Ver- 
bot gefährlicher Heimarbeit. Die Einzelverfügung trifft die nach 
Landesrecht zuständige Polizeibehörde im Benehmen mit dem Ge- 
werbeaufsichtsamt und dem Gesundheitsamt. 

6. Durch § 15 soll bewirkt werden, daß die mit der Aufsicht über 
den Gefahrenschutz betrauten Behörden ständig über die Namen der 
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Beschäftigten unterrichtet sind. Die Anzeigepflicht obliegt dem 
Auftraggeber bzw. dem Zwischenmeister. 

7. § 16 regelt die Pflicht zur Durchführung des Gefahrenschutzes 
und überträgt diese Verpflichtung, soweit sie im Verhältnis zu den 
aufsichtsführenden Behörden von Bedeutung ist, in eindeutiger 
Weise demjenigen, der die Räume oder Betriebseinrichtungen unter- 
hält. 


Sechster Abschnitt 
(§§ 17 bis 22) 

1. Dieser Abschnitt gibt in § 17 die Begriffsbestimmung für Entgelt- 
regelungen, Tarifverträge und bindende Festsetzungen. Er behandelt 
in § 18 die Aufgaben des Heimarbeitsausschusses auf dem Gebiete 
der Entgeltregelung, in § 19 die Vornahme bindender Festsetzungen 
der Entgelte und sonstigen Vertragsbedingungen, in § 20 die Art der 
Entgelte, in § 21 die Entgelt regelung für Zwischenmeister sowie die 
Mithaftung des Auftraggebers für Entgeltverpflichtungen des Zwi- 
schenmeisters und in § 22 den Erlaß von Mindestarbeitsbedingungen 
für fremde Hilfskräfte. Der Begriff des Tarifvertrages wird durch 
die Vorschrift des § 17 Absatz 1 auf die Regelung der Vertragsver- 
hältnisse der in Heimarbeit Beschäftigten oder der ihnen Gleich- 
gestellten mit ihren Auftraggebern durch Gesamtvereinbarungen 
der zuständigen Koalitionen ausgedehnt. Diese Bestimmung ist er- 
forderlich, da an sich die in Heimarbeit Beschäftigten nicht Arbeit- 
nehmer, sondern arbeitnehmerähnliche, auf Grund von Werkver- 
trägen tätige Personen sind. Der Oberbegriff der Entgeltregelung 
umfaßt Tarifverträge, bindende Festsetzungen sowie weitergeltende 
Tarifordnungen. 

2. Der Heimarbeitsausschuß hat gemäß § 18 bei der Entgeltrege- 
lung zunächst die Aufgabe, auf das Zustandekommen von Tarifver- 
trägen zwischen Gewerkschaften und Auftraggebern oder deren 
Vereinigungen hinzuwirken. Dieser Vorschrift ist insofern Bedeu- 
tung beizumessen, als bindende Festsetzungen der Entgelte nicht er- 
folgen können, wenn Vereinigungen der Auftraggeber oder Gewerk- 
schaften für den fachlichen Zuständigkeitsbereich eines Heimarbeits- 
ausschusses bestehen und nicht nur eine Minderheit der Beteiligten 
umfassen. Neben dieser vermittelnden Funktion hat der Heim- 
arbeitsausschuß zur Vermeidung und zur Beilegung von Gesamt- 
streitigkeiten zwischen Gewerkschaften und Vereinigungen der Auf- 
traggeber tätig zu werden, indem er diesen Organisationen auf An- 
trag einer der Parteien einen Einigungsvorschlag unterbreitet. 
Der Einigungsvorschlag hat die Bedeutung eines nichtverbindlichen 
Schiedsspruchs. Wird ein solcher Einigungsvorschlag, der schrift- 
lich niedergelegt ist, von allen Parteien der Gesamtstreitigkeit durch 
Erklärung gegenüber dem Heimarbeitsausschuß angenommen, so 
hat er zwischen diesen die Wirkung eines Tarifvertrages. Das gleiche 
gilt, obwohl es nicht ausdrücklich im Gesetz ausgesprochen werden 
muß, im Falle der vorherigen Erklärung der Annahme durch die 
Parteien. Im Hinblick auf die in manchen Gewerbezweigen beson- 
ders schwache Organisationswilligkeit der Auftraggeber und der 
Beschäftigten und auf die besondere Lage der Heimarbeit kann nicht 
auf bindende Festsetzung für Entgelte und sonstige Vertragsbedin- 
gungen verzichtet werden. Die Voraussetzungen für den Erlaß bin- 
dender Festsetzungen sind dreierlei: 
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a) daß Vereinigungen der Auftraggeber oder Gewerkschaften für 
den betreffenden Gewerbezweig nicht bestehen oder nur eine 
Minderheit der Beteiligten umfassen, 

b) daß Heimarbeit in nennenswertem Umfang, d. h. nicht nur in 
unerheblichem Maße, geleistet wird und 

c) daß unzulängliche Entgelte gezahlt werden. 

Die bindende Festsetzung erfolgt nach Anhörung der Beteiligten 
durch den Heimarbeitsausschuß nach den Vorschriften des § 4 Ab- 
satz 3, d. h. durch einfachen Mehrheitsbeschluß. Sie bedarf jedoch 
der Zustimmung der zuständigen Arbeitsbehörde und der Veröffent- 
lichung an der von dieser Behörde bestimmten Stelle. Die recht- 
liche Konstruktion entspricht den Bestimmungen des Tarifvertrags- 
gesetzes für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet vom 9. April 1949 über 
die Allgemeinverbindlicherklärung: Die bindende Festsetzung hat 
die Wirkung eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages. Dem- 
gemäß sind, soweit sich nicht aus dem Heimarbeitsgesetz etwas an- 
deres ergibt, die Bestimmungen des Tarifvertragsgesetzes über den 
Tarifvertrag und seine Eintragung in das Tarif register sinngemäß 
anzuwenden. Der Heimarbeitsausschuß kann bindende Festsetzun- 
gen innerhalb seines Zuständigkeitsbereiches mit Zustimmung der 
zuständigen Arbeitsbehörde ändern oder aufheben. Das Verfahren 
hierbei ist das gleiche wie bei Erlaß der bindenden Festsetzung (§ 19). 
Durch vorherige Anhörung der Beteiligten soll erreicht werden, daß 
der Heimarbeitsausschuß über die tatsächlichen Verhältnisse und die 
Interessen der Auftraggeber und der Beschäftigten ausreichend 
unterrichtet ist. 

3. Die Vorschrift des § 20 über die Art der Entgelte weicht insoweit 
von § 22 des HAG 1939 ab, als die Entgelte für Heimarbeit nicht 
mehr als reine Stückentgelte, sondern als Stückentgelte und „zwar 
möglichst auf der Grundlage von Stückzeiten“ zu regeln sind, weil 
man sich von diesem System die Erarbeitung genauerer und gerech- 
terer Stückentgeltgrundlagen verspricht. 

4. Die Vorschrift des § 21 Absatz 1, die die Festlegung von Zu- 
schlägen für Zwischenmeister in Tarifverträgen und bindenden Fest- 
setzungen behandelt, gilt nur für diejenigen Zwischenmeister, die 
nach § 1 Absatz2 wegen ihrer besonderenSchutzbedürftigkeit gleich- 
gestellt sind. Die Vorschrift des § 21 Absatz 2 dient zunächst dem 
Schutz des Zwischenmeisters gegen Leistung unzureichender Ent- 
gelte seitens des Auftraggebers, insbesondere aber dem Schur der 
Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden, denen die Möglichkeit 
gegeben ist, sich nicht nur an den häufig selbst wirtschaftlich schwa- 
chen Zwischenmeister, sondern auch an den Auftraggeber zu halten, 
der mißbräuchlich dem Zwischenmeister ein Entgelt gezahlt hat, 
von dem er wußte oder hätte wissen müssen, daß es zur Zahlung der 
tariflichen oder durch bindende Festsetzung geregelten Entgelte der 
in Heimarbeit Beschäftigten nicht ausreicht. Ferner wird eine Mit- 
haftung des Auftraggebers in den Fällen bestimmt, in denen er sich 
eines Zwischenmeisters bedient, dessen Unzuverlässigkeit er kennt 
oder kennen muß. Diese Vorschrift soll der Ausschaltung unlauterer 
Elemente aus der Heimarbeit dienen und gleichzeitig eine Verpflich- 
tung des Auftraggebers festlegen, sich über die Person des Zwischen- 
meisters,' an den er zahlt, ausreichend zu unterrichten. 

5. Die Arbeitsbedingungen der fremden Hilfskräfte, die von Haus- 
gewerbetreibenden oder Gleichgestellten beschäftigt werden, waren 
in den früheren Heimarbeitsgesetzen nicht behandelt. Nach dem 
Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit bestand allerdings die 
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Möglichkeit, auch für diesen Personenkreis Tarifordnungen zu er- 
lassen. Hiervon ist auch verschiedentlich Gebrauch gemacht worden. 
Nachdem die arbeitsrechtlichen Vorschriften nach dem Zusammen- 
bruch mit dem Wiedererstehen des kollektiven Arbeitsrechts ein 
derartiges Verfahren nicht kennen, erscheint es jedoch angebracht, 
diese Arbeitnehmer, die nicht minder schutzbedürftig sind als ihre 
Arbeitgeber (die Hausgewerbetreibenden und Gleichgestellten) in 
den Genuß von Mindest ent geltregelungen zu bringen, Voraus- 
setzung für den Erlaß von Mindestarbeitungsbedingungen für fremde 
Hilfskräfte ist, daß die Entgelte der Hausgewerbetreibenden oder 
Gleichgestellten durch Entgeltregelung festgelegt sind, d. h. daß die 
Arbeitgeber der fremden Hilfskräfte ihrerseits hinsichtlich ihrer 
eigenen Arbeitseinkommen geschützt sind. Das Verfahren ist dem 
Verfahren vor den Heimarbeitsausschüssen angeglichen; auch hier 
ist Voraussetzung, daß Vereinigungen der Hausgewerbetreibenden 
und Gewerkschaften der fremden Hilfskräfte nicht bestehen oder 
nur eine Minderheit der Beteiligten umfassen, daß Betriebsarbeiter 
in nennenswertem Umfange beschäftigt und unzulängliche Entgelte 
gezahlt werden. Die Entgeltfindung ist „Entgeltausschüssen für 
fremde Hilfskräfte der Heimarbeit“ übertragen, die von Fall zu 
Fall zu errichten sind. Die Mindestarbeitsbedingungen bedürfen der 
Zustimmung der zuständigen Arbeitsbehörde und der Veröffent- 
lichung an der von ihr bestimmten Stelle. Die Beisitzer der Entgelt- 
ausschüsse werden auf Vorschlag der Vereinigungen der Haus- 
gewerbetreibenden und Gleichgestellten einerseits und der Gewerk- 
schaften andererseits berufen, so daß auch in diesem Falle die un- 
mittelbar Beteiligten bei der Festsetzung der Mindestarbeitsbedin- 
gungen mitwirken. 

Siebenter Abschnitt 
(§§ 23 bis 27) 

1. Der Entgeltschutz, einer der wichtigsten Teile des Heimarbeits- 
gesetzes, wird gewährleistet durch die Entgeltprüfung (§ 23), die 
Aufforderung zur Nachzahlung der Minderbeträge an die Beschäf- 
tigten durch die Obersten Arbeitsbehörden der Länder (§ 24), die 
Klagebefugnis der Länder zur Bewirkung der Nachzahlung an den 
Berechtigten (§ 25), den Entgeltschutz für fremde Hilfskräfte (§ 26) 
und die Bestimmungen über den Entgeltpfändungsschutz (§ 27). 
Bereits durch § 24 des HAG 1939 war der Reichstreuhänder der 
Arbeit verpflichtet, im Benehmen mit den Gewerbeaufsichtsämtern 
für eine geeignete Überwachung der Entgelte Sorge zu tragen. Auf 
diese Entgeltprüfung kann auch in Zukunft nicht verzichtet werden. 
Sie wird nach § 23 ausschließlich Angelegenheit der Arbeitsbehörden 
der Länder sein, die in der Regel fachlich besonders qualifizierte 
Entgeltprüfer bestellen sollen. Die Aufgaben der Entgeltprüfer 
können, insbesondere soweit Heimarbeit nur in geringem Maße ge- 
leistet wird, auch anderen Stellen (z. B. den Gewerbeaufsichtsämtern) 
übertragen werden. Die Entgeltprüfer haben die Innehaltung der 
allgemeinen Vorschriften über Listenführung, Anzeigepflicht bei 
erstmaliger Ausgabe von Heimarbeit, Auslegung von Entgeltver- 
zeichnissen, Aushändigung, Führung und Sammlung von Entgelt- 
belegen, die Leistung der durch Tarifvertrag, Tarifordnung oder 
bindende Festsetzung geregelten Entgelte zu überwachen sowie auf 
Antrag bei der Errechnung der Stückentgelte Hilfe zu leisten. 

2. Gemäß 5 28 haben die Beteiligten den Entgeltprüfern auf Ver- 
langen Auskunft über alle die Entgelte betreffenden Fragen zu er- 
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teilen. Die §§ 26 bis 31 des HAG 1939 sahen ein besonderes Verzugs- 
bußverfahren vor, das im Falle von untertariflichen Entgeltzahlun- 
gen mit einer Zahlungsaufforderung des Reichstreuhänders der Ar- 
beit unter gleichzeitiger Verhängung einer Verzugsbuße eingeleitet 
werden konnte. Ein derartiges Verwaltungszwangsverfahren wird 
im Hinblick auf die Grundsätze des Rechtsstaates im vorliegenden 
Entwurf vermieden. Andererseits müssen im Hinblick auf die be- 
sondere wirtschaftliche Not und Abhängigkeit vieler in Heimarbeit 
Beschäftigter gewisse staatliche Hilfsmittel gegeben sein, um den 
Beschäftigten auch tatsächlich in den Genuß seines durch Entgelt- 
regelung festgesetzten Arbeitsverdienstes zu bringen, selbst wenn 
der Arbeitgeber in besonderen Fällen ihn durch Einschüchterungs- 
maßnahmen an einer Geltendmachung seiner Ansprüche zu hindern 
sucht. Demgemäß bestimmt der § 24 des Entwurfs, daß die Oberste 
Arbeitsbehörde des Landes oder die von ihr bestimmte Stelle Auf- 
traggeber, die bei der Entgeltzahlung die durch Entgeltregelung fest- 
gelegten Sätze unterschreiten, zur Nachzahlung der Minderbeträge 
auffordern kann. Wiederholte Verstöße gegen berechtigte Auf- 
forderungen dieser Art sind Vergehen im Sinne des § 30 Absatz 1 
Ziffern 2 und 3. 

3. Aus den gleichen Erwägungen, die für die Fassung des § 24 maß- 
gebend waren, sieht der Entwurf eine Prozeßstandschaft der Länder 
für die Geltendmachung von Ansprüchen auf Nachzahlung der 
Minderbeträge an die Berechtigten vor. Das Land, vertreten durch 
durch die Oberste Arbeitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle, 
kann demgemäß den Nachzahlungsanspruch im eigenen Namen 
gerichtlich geltend machen; das Urteil wirkt auch für oder gegen 
den Anspruchsberechtigten. Durch diese Klagebefugnis der Länder 
soll eine gerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen auch in den 
Fällen ermöglicht werden, in denen der in Heimarbeit Beschäftigte, 
insbesondere aus Angst vor wirtschaftlicher Benachteiligung, selbst 
eine Klage nicht anzustrengen wagt. Außerdem wird von der Ein- 
reichung der Klage durch die Behörde eine moralische Wirkung auf 
den Auftraggeber erwartet. 

Durch die Vorschrift des § 26 werden die Bestimmungen der §§ 24 
und 25 als sinngemäß anwendbar erklärt in den Fällen, in denen 
ein Hausgewerbetreibender oder Gleichgestellter die von ihm Be- 
schäftigten und fremde Hilfskräfte zu niedrig entlohnt, d. h. die 
durch Tarifvertrag, Tarifordnung oder Mindestarbeitsbedingungen 
geregelten Lohnsätze unterschreitet. Voraussetzung für diese Ver- 
fahrensmöglichkeit ist, daß der Hausgewerbetreibende oder der 
Gleichgestellte hinsichtlich seiner eigenen Entgeltsätze durch das 
Bestehen einer Entgeltregelung (Tarifvertrag, Tarifordnung, bin- 
dende Festsetzung) geschützt ist. 

4. Der § 27 über den Pfändungsschutz setzt der Pfändung von Ent- 
gelten der in Heimarbeit Beschäftigten und der ihnen Gleichgestellten 
dieselben Grenzen, die für die Pfändung des Arbeitseinkommens der 
Arbeitnehmer gelten. 

Achter Abschnitt 

(§ 28) 

1. Die mit der Entgeltfestsetzung und Entgeltprüfung beauftragten 
Stellen (Heimarbeitsausschüsse, Entgeltprüfer, zuständige Arbeits- 
behörde) können ihre Tätigkeit nur dann wirksam durchführen, 
wenn sie sich jederzeit bei den Beteiligten (Auftraggebern, Zwischen- 
meistern, Beschäftigten und fremden Hilfskräften) über alle Fragen, 
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die mit den Entgelten Zusammenhängen, unterrichten können. 
Durch die in § 28 festgelegte Auskunftspflicht erhalten diese Stellen 
Einblick in die Arbeitsweise der Beschäftigten und in die Kalku- 
lationsgrundlagen der Heimarbeit, so daß sie in gerechter Abwägung 
der wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beschäftigten und der Lei- 
stungsfähigkeit der Auftraggeber zu einer angemessenen Entgelt- 
findung gelangen und bei der Entgeltprüfung sich der Einhaltung der 
oft schwer zu durchschauenden Berechnungsgrundlagen versichern 
können. 


Neunter Abschnitt 

(§§ 29 bis 31) 

1. Die Strafbestimmungen und die Vorschriften über das Verbot 
der Ausgabe von Heimarbeit können im Heimarbeitsgesetz nicht 
entbehrt werden, da andernfalls eine Erzwingung der Einhaltung 
der Vorschriften über den Gefahren- und Entgeltschutz nicht mög- 
lich ist. Ihrer Bedeutung nach sind die Strafen unterteilt in Über- 
tretungen (§ 29) und Vergehen (§ 30). Unter Übertretungen werden 
die Verstöße gegen die Verpflichtungen des Auftraggebers oder 
Zwischenmeisters über die Führung und den Aushang von Listen der 
Beschäftigten (§ 6), die Offenlegung von Entgeltverzeichnissen (§ 8) 
und die Aushändigung und Führung der Entgeltbelege (§ 9), die 
Zuwiderhandlungen der Auftraggeber, Zwischenmeister und Be- 
schäftigten gegen die Vorschriften über die Sammlung der Entgelt- 
belege (§ 9 Absatz 3) und die Auskunftspflicht über Entgelte (§ 28) 
aufgeführt.* Ebenso wird als Übertretung die Nichtbeachtung einer 
Anordnung der zuständigen Arbeitsbehörde oder der von ihr be- 
stimmten Stelle zur Vermeidung unnötigen Zeitverlustes bei der 
Ausgabe oder Annahme von Heimarbeit (§ 10) oder einer vom Heim- 
arbeitsausschuß mit Zustimmung der zuständigen Arbeitsbehörde 
erlassenen Regelung zur gleichmäßigen Verteilung von Heimarbeit 
(§11 Absatz 2) angesehen. Zu dieser Gruppe gehören ferner Ver- 
stöße gegen die Anzeigepflicht bei erstmaliger Ausgabe von Heim- 
arbeit (§ 7) und bei Beschäftigung von Personen mit Heimarbeit, für 
die Vorschriften gelten, die entweder auf Grund der §§ 13 und 14 
als Rechtsverordnungen zur Durchführung des Gefahrenschutzes 
erlassen worden sind oder die nach § 34 Absatz 2 Satz 2 in Kraft 
bleiben (§ 15). Auch der in Heimarbeit Beschäftigte, der duldet, 
daß ein Familienangehöriger den Vorschriften über den Gefahren- 
schutz zuwiderhandelt, macht sich einer Übertretung schuldig. Diese 
letztere Strafvorschrift ist erforderlich, da gewährleistet werden 
muß; daß der in Heimarbeit Beschäftigte auch tatsächlich dafür 
sorgt, daß die Heimarbeit auch von seinen Familienangehörigen so 
ausgeführt wird, daß keine Gefahren für die Beschäftigten oder die 
öffentliche Gesundheit entstehen. Gerade bei der Heimarbeit, die 
in vielen Fällen in der eigenen Wohnung des Beschäftigten geleistet 
wird, ist sowohl im Interesse des in Heimarbeit Beschäftigten, seiner 
Familienangehörigen und Betriebsarbeiter als auch im Interesse der 
Allgemeinheit an den Gefahrenschutz ein besonders strenger Maß- 
stab anzulegen. 

2. Dieser Grundsatz gilt auch für die zweite Gruppe der als Ver- 
gehen bezeichneten Verstöße. Zuwiderhandlungen gegen die zur 
Durchführung des Gefahrenschutzes getroffenen Vorschriften 
— seien es Bestimmungen, die den Auftraggebern oder Beschäftigten 
bestimmte Pflichten auferlegen oder solche, die bestimmte Arten 
von Heimarbeit völlig verbieten — und gegen die von den Polizei- 
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behörden und Gewerbeaufsichtsämtern getroffenen Einzelverfügun- 
gen gegenüber einzelnen Arbeitsstätten sind daher sämtlich zu Ver- 
gehen erklärt worden. 

3. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe wird ferner 
derjenige bestraft, der einer Nachzahlungsanordnung der Obersten 
Arbeitsbehörde des Landes oder der von ihr bestimmten Stelle wie- 
derholt nicht nachgekommen ist oder es wiederholt auf die Nach- 
zahlungsaufforderung ankommen läßt, jedoch weiter untertariflich 
entlohnt. 

4. Mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer sich durch unlautere Handlungen (Vorlage gefälschter 
Empfangsbescheinigungen bei der Obersten Arbeitsbehörde des Lan- 
des und dergl.) der Pflicht zur Nachzahlung der Minderbeträge zu 
entziehen versucht. 

5. Bei der Bemessung der Strafe muß das wirtschaftliche Interesse 
des Täters an der Zuwiderhandlung berücksichtigt werden. Durch 
diese Vorschrift soll vermieden werden, daß ein Auftraggeber, der 
durch zu niedrige Bezahlung unverhältnismäßig hohe Gewinne 
erzielt hat, lediglich zu einer geringfügigen Geldstrafe verurteilt 

v\nrd. 

6. Das Verbot der Ausgabe von Heimarbeit gegenüber Personen, 
die in den letzten fünf Jahren wiederholt wegen Verstößen gegen 
die Vorschriften dieses Gesetzes oder des HAG 1939 rechtskräftig 
verurteilt worden sind, dient der Ausschaltung unzuverlässiger und 
asozialer Elemente aus den Kreisen der Auftraggeber. Das Verbot 
kann auch gegen Zwischenmeister ausgesprochen werden. Seine 
Mißachtung ist als Vergehen bezeichnet. 

Zehnter Abschnitt 
(§§ 32 bis 34) 

1. Das Gesetz spricht auf der Seite der Beschäftigten nur von den 
Gewerkschaften. Es bestehen indessen in der Heimarbeit neben den 
Gewerkschaften auch Vereinigungen der Hausgewerbetreibenden, 
die insofern eine Doppelstellung einnehmen, als sie den Auftrag- 
gebern gegenüber als Vereinigungen der in Heimarbeit Beschäftigten, 
im Verhältnis zu den Betriebsarbeitern aber als Arbeitgebervereini- 
gungen auftreten können. Die letztere Eigenschaft ist für die Durch- 
führung des Heimarbeitsgesetzes nur insoweit von Bedeutung, als 
es sich um die Regelung der Mindestarbeitsbedingungen für fremde 
Hilfskräfte handelt (§ 22). Es wäre demnach nicht gerechtfertigt, 
diesen Vereinigungen, soweit sie zur Wahrnehmung der Interessen 
der Hausgewerbetreibenden gegenüber den Auftraggebern satzungs- 
mäßig oder nach ihrer Übung befugt sind, für die Zwecke des Heim- 
arbeitsgesetzes nicht die gleichen Befugnisse einzuräumen, wie den 
Gewerkschaften. Auf Grund der Vorschrift des § 32 besitzen diese 
Vereinigungen der Hausgewerbetreibenden die gleichen Anhörungs- 
rechte (§ 1 Absatz 5) wie die Gewerkschaften; sie sind berechtigt, 
bei den Arbeitsbehörden die Abschriften der Listen der Beschäftigten 
(§ 6) einzusehen und Auskunft über die Anzeigen bei erstmaliger 
Ausgabe von Heimarbeit zu verlangen (§ 7); sie können Beisitzer der 
Beschäftigten für die Heimarbeitsausschüsse vorschlagen (§ 5 Ab- 
satz 1); die von ihnen abgeschlossenen Gesamtvereinbarungen mit 
den Auftraggebern oder deren Vereinigungen sind Tarifverträge 
(§ 17). Bei der Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine bindende 
Festsetzung nach § 19 vorliegen, ist auch festzustellen, ob Vereini- 
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gungen der Hausgewerbetreibenden bestehen und ob sie nicht nur 
eine Minderheit der Beschäftigten umfassen. 

2. Das Gesetz enthält eine erschöpfende Regelung der Materie. 
Lediglich gewisse Einzelheiten über die Durchführung bestimmter 
Verfahren bedürfen noch der Behandlung durch Ausführungsvor- 
schriften. Soweit diese Ausführungsvorschriften die Allgemeinheit 
angehen und nicht nur innerhalb der Verwaltungsbehörden wirken, 
werden sie in dem durch § 33 Absatz 1 bezeichneten Umfang durch 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates und nach 
Anhörung der Spitzenverbände der Koalitionen als Rechtsver- 
ordnungen erlassen. Die internen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften werden von dem Bundesminister für Arbeit mit Zustim- 
mung des Bundesrates und ebenfalls nach Anhörung der Koalitionen 
festgelegt. 

3. Das Gesetz tritt erst einen Monat nach seiner Verkündung in 
Kraft, lediglich der § 33 bereits am Tage nach der Verkündung, 
damit in der Übergangszeit Ausführungsvorschriften erlassen und 
veröffentlicht werden können. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes tritt das HAG 1939 mit seiner 
Durchführungsverordnung vom 30. Oktober 1939 außer Kraft. Die 
bestehenden Vorschriften über den Gefahrenschutz in der Heim- 
arbeit bleiben unberührt mit der Maßgabe, daß an die Stelle der 
in ihnen erwähnten Vorschriften früherer Gesetze über die Heim- 
arbeit die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes treten. Dies 
gilt insbesondere für: 

1) Bekanntmachung betreffend Bestimmungen über Hausarbeit 
in der Tabakindustrie vom 17. November 1913 (RGBl. S. 731); 

2) Verordnung betreffend das Verbot des Trennens, Schneidens 
und Sortierens von Hadern und Lumpen aller Art in der Haus- 
arbeit vom 21. April 1920 (RGBl. S. 563); 

3) Verordnung betreffend das Verbot des Anfertigens und Ver- 
packens von Präservativs, Sicherheitspressarien, Suspensorien 
und dergl. in der Hausarbeit vom 1. Februar 1921 {RGBl. S. 145); 

4) Verordnung über das Verbot der Verarbeitung von Pulver in 
der Hausarbeit vom 20. April 1926 (RGBl. I S. 201); 

5) Verordnung über das Verbot der Hausarbeit in der Süß-, Back- 
und Teigwarenindustrie vom 29. Juni 1927 (RGBl. I S. 137); 

6) Verordnung über Zellhorn vom 20. Oktober 1930 (RGBl. I 
S. 468) in der Fassung der Verordnung vom 14. Juli 1934 
(RGBl. IS. 711) nebst den Sicherheitsvorschriften für Zellhorn 
vom 21. Juli 1931 in der Fassung vom 5. November 1932 (RGBl. I 
S. 235); 

7) Verordnung über das Krabbenschälen in der Heimarbeit vom 
13. Juli 1935 (RGBl. IS. 1025); 

8) Verordnung über die Heimarbeit in der Gemüse- und Obst- 
konservenindustrie vom 18. Juni 1936 (RGBl. I S. 506); 

9) Verordnung über das Verbot des Abfüllens von Brennstoff- 
ampullen für Taschenfeuerzeuge mit brennbaren Flüssigkeiten 
in Heimarbeit vom 16. Juli 1941 (RGBl. I S. 436); 

10) Verordnung über das Kleben von Gummi, Leder und ähnlichen 
Werkstoffen in der Heimarbeit vom 2. Juli 1942 (RGBl. I S.441); 

11) Verordnung über das Verbot der Herstellung und Verpackung 
von Zahnpulver in Heimarbeit vom 15. Dezember 1942 (RGBl. I 
S. 726). 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 


des Bundesrates zum Entwurf eines Heimarbeitsgesetzes 
beschlossen in der Sitzung am 25. Mai 1950 


§ 1 Im Interesse der notwendigen Einengung des § 1 Absatz 2 
Ziffer 1 soll hinter das Wort in der 5. bis 6. Zeile ... im Auf- 
träge „und für Rechnung“ . . . eingefügt werden. 

Absatz 5, 4. Zeile erhält den Zusatz nach dem Worte Arbeits- 
behörde „allein oder“. 

§ 2 In Absatz 5 Ziffer 1 nach dem Wort . . . verwandt die Worte 
„oder verschwägert“ einzufügen, wird einstimmig ange- 
nommen. 

Absatz 6, 3. bis 4. Zeile: Es soll heißen statt . . . Nummern 2 
bis 4 Gleichgestellten „Nummern 2 und 3 Gleichgestellten“. 

§ 3 Absatz 1 erhält folgende Neufassung: 

„Zuständige Arbeitsbehörde im Sinne dieses Gesetzes 
ist die Oberste Arbeitsbehörde des Landes“. 

Absatz 3 wird gestrichen. Widerspricht Artikel 83 und 84 
des GG. 

§ 4 In Absatz 1 muß es heißen . . . „in den §§ 1, 10, 11 und 18“ 
statt 1, 9 bis 11 und 18. 

Absatz 2: In der Zeile 3 muß es heißen statt Beschäftigten 
und einem . . . „Beschäftigten sowie“ einem von der zustän- 
digen Arbeitsbehörde . . . 

Der zweite Satz im Absatz 1 erfährt folgende Neufassung: 

»Lassen die unterschiedlichen Verhältnisse innerhalb 
eines Gewerbezweiges gesonderte Regelungen auf 
einzelnen Gebieten als zweckmäßig erscheinen, so 
können zu diesem Zweck jeweils besondere Heim- 
arbeitsausschüsse errichtet werden." 

§ 5 Absatz 1 erhält folgende Neufassung: 

„Als Beisitzer werden von der zuständigen Arbeits- 
behörde sachkundige Personen unter Berücksichti- 
gung der Gruppen der Beschäftigten (§ 1 Absätze 1 
und 2) auf Grund von Vorschlägen der zuständigen 
Gewerkschaften und Vereinigungen der Auftrag- 
geber für die Dauer von drei Jahren berufen. So- 
weit solche Organisationen nicht bestehen oder keine 
Vorschläge einreichen, werden die Beisitzer nach An- 
hörung sachkundiger Personen aus den Kreisen der 
Beteiligten berufen.“ 

§ 10 In Zeile 2 und Zeile 6 bis 7 werden die Worte . . . unnötige 
Zeitversäumnis ... in „unnötigen Zeitaufwand“ umgewandelt. 
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§ 1 1 In Absatz 2 Zeile 10 bis 1 1 wird der Satz: Für jugendliche Heim- 
arbeiter . . . abgeändert in „Für jugendliche Heimarbeiter ist 
die Arbeitsmenge unter Berücksichtigung ihrer Leistungs- 
fähigkeit besonders festzusetzen". 

Zu Absatz 3 Zeile 5 wird der Satz: Die Ausgabe einer größeren 
Menge . . . abgeändert in: „Die Ausgabe einer größeren 
Menge ist in dem Maße zulässig, in welchem Hilfskräfte 
(Familienangehörige oder fremde Hilfskräfte) zur Mitarbeit 
herangezogen werden.“ 

Fünfter Abschnitt 
Die Überschrift: 

Gefahrenschutz 

(Arbeitsschutz und öffentlicher Gesundheitsschutz) 
erhält einen neuen Titel 

„Arbeitsschutz“. 

§ 12 Die Überschrift: Grundsätze des Gefahrenschutzes wird ge- 
ändert in 

„Grundsätze des Arbeitsschutzes" 

Absatz 1 Zeile 7 bis 8 soll gestrichen werden „oder für die 
Öffentliche Gesundheit im Sinne des § 14“. 

§ 13 Die Überschrift: Arbeitsschutz wird geändert in 
„Durchführung des Arbeitsschutzes“. 

In Absatz 1 und 4 sind die Worte: Der Bundesminister für 
Arbeit ... in die Worte „Die Bundesregierung“ geändert 
worden. 

§14 Nach Ansicht des Agrarausschusses gehört diese Vorschrift 
nicht in ein Arbeitsgesetz hinein. Die allgemeine Debatte teilte 
diese Ansicht nach besonderer Begründung durch den Ver- 
treter Niedersachsens, der ausführte, daß der Schutz der 
Öffentlichen Gesundheit nicht durch ein Heimarbeitsgesetz 
gesichert werden kann. Hieraus ergaben sich die Änderungen 
der übrigen Titel des fünften Abschnittes. 

Die Streichung des § 14 wurde einstimmig angenommen. 

§15 Die Eingangsworte des § 15 erhalten folgende Fassung: 

„Wer gewerbsmäßig Heimarbeit ausgibt, hat dem Ge- 
werbeaufsichtsamt . . .“. 

Begründung: 

Der Heimarbeiter soll nicht nur vor Gefahren 
technischer Art geschützt werden, sondern auch 
vor Benachteiligungen, denen er bei Nichtbeach- 
tung der Vorschriften für Sonn- und Feiertags- 
ruhe, Jugendarbeit, Frauenarbeit usw. ausgesetzt 
ist. 

§ 16 Hier wird ebenfalls das Wort „Gefahrenschutzes“ abgeändert 
in „Arbeitsschutzes und des Schutzes der öffentlichen Ge- 
sundheit“. 

§ 19 Dem Antrag, den Absatz 3 zu streichen, weil er für entbehr- 
lich gehalten wird, wird entsprochen. 

Der Absatz 4 erfährt durch die Streichung des Absatzes 3 die 
Änderung im Schlußsatz „Der Absatz 2 gilt entsprechend“. 

§ 22 Hier findet eine Textangleichung in Absatz 3 Zeile 11 bis 12 
an den § 5 statt, die lautet: . . . „nach Anhörung sachkundiger 
Personen aus den Kreisen der Beteiligten“. 
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§ 23 Die Neufassung zu Absatz 1 lautet: 

„Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes hat für eine 
wirksame Überwachung der Entgelte Sorge zu tragen, sie 
hat Entgeltprüfer zu bestellen/* 

§ 25 Ein zweiter Absatz wird zugefügt; er lautet: 

„Das Land kann einen auf Nachzahlung des Minder- 
betrages lautenden vollstreckbaren Titel in eigenem 
Namen vollstrecken und hat dann den beigetriebenen 
Betrag an den Berechtigten abzuführen/* 

§ 26 In Absatz 1 wird hinter § 24 und 25 gestrichen . . . über die 
Aufforderung zur Nachzahlung der Minderbeträge und über 
die Klagebefugnis der Länder. 

§ 30 Im Absatz 1 Zeile 2 sind die Worte „vorsätzlich oder fahr- 
lässig“ zu streichen. 

Im Absatz 1 Ziffer 1 ist der Anzug des § 14 zu streichen. 
Absatz 2 erfährt folgende Neufassung: 

„Mit Gefängnis- und Geldstrafe, oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, wer falsche oder irreführende 
Unterlagen vorlegt, um sich der Pflicht der Nachzahlung 
von Minderbeträgen (§ 24) zu entziehen.“ 

§ 32 Neuformulierung in der 6. Zeile nach dem Wort . . . 
den Auftraggebern „gebildet sind und in keinem Abhängig- 
keitsverhältnis von den Auftraggebern oder deren Vereini- 
gungen stehen.“ 

§33 In Absatz 1 wird der Ausdruck „Der Bundesminister für 
Arbeit“ durch „Die Bundesregierung“ ersetzt. 

§ 34 In Absatz 2 Zeile 8 wird anstatt . . . des Gefahrenschutzes . . . 
eingesetzt: „Arbeitsschutzes und zum Schutze der öffentlichen 
Gesundheit.“ 

Durch Wegfall des § 14 wird das Gesetz um einen Paragraphen in 

der Gesamtfassung gekürzt. Der § 15 heißt also § 14 usw. bis zum 

Ende. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 


der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des 
Deutschen Bundesrats vom 26. Mai 1950 zum Entwurf 
eines Heimarbeitsgesetzes 


Gegen die — zum Teil nur redaktionellen — Änderungsvorschläge 
des Bundesrats zu den §§ 2, 4, 10, 22, 23, 26, 30 Absatz 2, 32 
und 33 des Entwurfs eines Heimarbeitsgesetzes werden keine Ein- 
wendungen erhoben. Im übrigen bittet die Bundesregierung jedoch, 
an der Fassung der Regierungsvorlage festhalten zu wollen. Hierzu 
wird im einzelnen ausgeführt: 

Zu § 1 Absatz 2 Ziffer 1 schlägt der Bundesrat im Interesse 
einer Einengung dieser Vorschrift vor, hinter den Worten „im 
Aufträge“ in der 5. bis 6. Zeile „und für Rechnung“ einzufügen. 
Diese Fassung würde dem auf einem Rechtsirrtum beruhen- 
den Wortlaut des § 2 des Gesetzes über die Heimarbeit in 
der Fassung vom 30. Oktober 1939 entsprechen. Die vom 
Bundesrat damit angestrebte Einengung erscheint nicht er- 
forderlich, da die Gleichstellung voraussetzt, daß die be- 
treffenden Personen besonders schutzbedürftig sind, und die 
Mitwirkung der Heimarbeitsausschüsse eine hinreichende Ge- 
währ dafür bieten dürfte, daß das Gesetz nicht mißbräuchlich 
erstreckt wird; im übrigen ist sie juristisch unmöglich, da ein 
Arbeiter für fremde Rechnung hier überhaupt nicht in Frage 
kommt. 

Jedenfalls aber würde die vom Bundesrat vogeschlagene 
Fassung der Terminologie des Gesetzes in § 2 Absätze 1 und 
2 nicht entsprechen, die im Gegensatz zu den entsprechenden 
Vorschriften des Heimarbeitsgesetzes von 1939 anstelle der 
dort üblichen Begriffsbestimmung der Heimarbeit als ge- 
werblicher Arbeit „im Aufträge und für Rechnung von Ge- 
werbetreibenden oder Zwischenmeistern“ die wirtschaftliche 
Abhängigkeit der in Heimarbeit Beschäftigten rechtssprachlich 
genauer formuliert hat und von Heimarbeit als gewerblicher 
Arbeit im Aufträge von Gewerbetreibenden oder Zwischen- 
meistern spricht, wobei der Beschäftigte „die Verwertung der 
Arbeitsergebnisse dem unmittelbar oder mittelbar auftrag- 
gebenden Gewerbetreibenden überläßt“. 

Zu §1 Absatz 5 schlägt der Bundesrat vor, in der 4. Zeile 
nach dem Wort „Arbeitsbehörde“ den Zusatz „allein oder“ 
aufzunehmen. Hiergegen bestehen Bedenken, weil auf die An- 
hörung der Beteiligten (insbesondere der Gewerkschaften und 
Vereinigungen der Auftraggeber) nicht verzichtet werden 
kann. Die Verwaltung soll, auch wenn ausnahmsweise ein 
Heimarbeitsausschuß nicht besteht, bei der Erstreckung des 
Gesetzes gehalten sein, sich über die tatsächlichen Verhält- 
nisse eingehend zu informieren. 
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Zu §3 Absatz 1 schlägt der Bundesrat folgende Neufassung 
vor: 

„Zuständige Arbeitsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist 

die Oberste Arbeitsbehörde des Landes“. 

Der Bundesrat will damit, abweichend von der Regierungs- 
vorlage, nur die Zuständigkeit der Obersten Landesarbeits- 
behörden vorsehen, weil er der Auffassung ist, daß nach den 
Artikeln 83 und 84 GG ein Bundesministerium keine 
Exekutivbefugnisse ausüben könne, sondern die Bündes- 
gesetze ausschließlich durch die Länder auszuführen seien, 
sofern das Grundgesetz nichts anderes ausdrücklich bestimmt 
oder zuläßt. Dieser Auffassung kann nicht zugestimmt 
werden. 

Es ist seit jeher anerkannt, daß im Verfassungstext nicht jede 
Zuständigkeit ausdrücklich und erschöpfend aufgeführt wer- 
den muß (vgl. Zuständigkeit wegen des Sachzusammenhanges 
bei der Gesetzgebung, Organisationsgewalt und Hilfszustän- 
digkeit). Die Frage der Zuständigkeit ist mithin, wo das 
Grundgesetz schweigt, durch Auslegung zu ermitteln. Die 
Auslegung des Wortes „zuläßt“ in Artikel 83 GG in dem 
Sinne, daß die Zuständigkeit ausdrücklich im Grundgesetz 
ausgesprochen sein müsse, ist indes zu eng und entspricht 
nicht der staatsrechtlichen Übung. Unter „zuläßt“ ist viel- 
mehr auch diejenige Zulassung zu verstehen, die sich, ohne 
ausdrücklich genannt zu sein, zwangslos dem Grundgesetz 
entnehmen läßt. Im Grundgesetz ist die Bildung von Bundes- 
ministerien vorgeschrieben, ohne daß deren Aufgaben beson- 
ders festgelegt sind. Nach Artikel 65 leitet jeder Bundesmini- 
ster seinen Geschäftsbereich selbständig und verantwortlich 
innerhalb der Richtlinien des Bundeskanzlers. Aus der Tat- 
sache der Errichtung der Ministerien und der Zuweisung 
eines Geschäftsbereichs ergibt sich naturnotwendig, daß den 
Ministern als Organen der Exekutive gewisse Verwaltungs- 
befugnisse zustehen müssen, die sie zur Durchführung ihrer 
Aufgaben benötigen. Der Gesetzgeber hat sie insoweit als 
selbstverständlich vorausgesetzt, als die Befugnisse z. B. die- 
jenigen Verwaltungsakte betreffen, die zur Einrichtung, Er- 
haltung oder Leitung der Ministerien erforderlich sind. Dies 
gilt ferner für solche Verwaltungsakte, die sich aus der Eigen- 
art eines Ministeriums zwingend ergeben, wie für das Mini- 
sterium für Angelegenheiten des Marshallplanes, das ohne das 
Recht zur Vornahme von Verwaltungsakten nicht in der 
Lage wäre, seine Aufgaben zu erfüllen. Dasselbe muß aber 
auch für solche Angelegenheiten gelten, die nach Umfang, 
Auswirkung oder Bedeutung über den Machtbereich eines 
einzelnen Landes hinausgehen und daher dessen Verwaltung 
entzogen sind. Für die einheitliche und wirksame Regelung 
dieser Angelegenheiten muß eine Zuständigkeit des Bundes 
anerkannt werden. Daß im Einzelfall sorgfältig zu prüfen ist, 
ob für die Vornahme von Verwaltungsakten durch den Bund 
eine Notwendigkeit vorliegt, ist ebenso selbstverständlich wie 
die Tatsache, daß die Befugnis zur Vornahme solcher Ver- 
waltungsakte auf einem Gesetz beruhen muß. 

Das Tätigwerden einer Obersten Bundesbehörde wird ins- 
besondere dann notwendig sein, wenn ein Heimarbeitsgebiet 
sich über den Bereich mehrerer Länder erstreckt, so daß eine 
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einheitliche Regelung erforderlich ist. Das wird ferner der 
Fall sein, wenn die Regelung der Arbeitsbedingungen in einem 
Land die Interessen anderer Länder nachhaltig beeinträch- 
tigen würde. Heimarbeit, besonders im Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe sowie alle Fertigungen, zu deren Verrichtung 
langjährige Spezialkenntnisse nicht benötigt werden, kann 
außerordentlich leicht verlagert werden. Sie wird also bei 
ungleichmäßiger Lohnstruktur leicht in diejenige Gegend ab- 
wandern, in der die Entgeltsätze am niedrigsten gehalten 
sind. Um das zu verhindern, erscheint ein einheitliches Vor- 
gehen in gewissen Zweigen der Heimarbeit dringend er- 
forderlich. 

Zu § 3 Absatz 3 schlägt der Bundesrat Streichung vor, da nach 
seiner Meinung auch diese Bestimmung den Artikeln 83 und 
84 GG widerspricht. Dieser Auffassung kann nicht beige- 
pflichtet werden. Die umstrittene Vorschrift ordnet lediglich 
eine Berichtspflicht der Länder über die Lage der Heimarbeit 
an und ist damit nichts weiter als ein Ausfluß der allgemein 
dem Bund zustehenden Aufsichtsbefugnis. 

Zu § 5 Absatz 1 werden gegen den Vorschlag des Bundesrats 
sachlich keine Einwendungen erhoben. Die Bundesregierung 
behält sich jedoch vor, bei den Beratungen der Vorlage im 
. Bundesrat eine sprachlich einfachere Fassung zu beantragen. 

Zu §11 Absatz 2 Satz 3 schlagt der Bundesrat vor, den Satz 
„Für jugendliche Heimarbeiter ist die Arbeitsmenge gesondert 
festzusetzen“ wie folgt abzuändern: „Für jugendliche Heim- 
arbeiter ist die Arbeitsmenge unter Berücksichtigung ihrer Lei- 
stungsfähigkeit besonders festzusetzen“. 

Die Worte „unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit“ 
erscheinen überflüssig, da sich aus der Erwähnung der jugend- 
lichen Heimarbeiter als selbstverständlich ergibt, daß die 
Arbeitsmenge der Leistungsfähigkeit der Jugendlichen anzu- 
passen ist. Dieser Standpunkt gilt sinngemäß auch für die 
zu § 11 Absatz 3 Satz 2 vorgeschlagene Änderung. 

Zu den §§ 12, 13, 14, 16 und 34 Absatz 2 schlägt der Bundesrat 
vor, jeweils das Wort „Gefahrenschutz“ in „Arbeitsschutz“ 
abzuändern und den § 14 völlig zu streichen. Die Änderungen 
werden damit begründet, daß der Schutz der öffentlichen Ge- 
sundheit nicht in einem Heimarbeitsgesetz geregelt werden 
könne. 

Diese Auffassung kann nicht geteilt werden, da der öffent- 
liche Gesundheitsschutz seit jeher im Heimarbeitsgesetz ge- 
regelt ist (vgl. §§ 7 bis 11 des Hausarbeitsgesetzes vom 
20. Dezember 1911 — RGBl. S. 976 — sowie in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1923 — RGBl. S. 472 — ; 
§§ 12 bis 18 des Gesetzes über die Heimarbeit in der Fassung 
vom 23. März 1934 — RGBl. I S. 214 — sowie in der Fas- 
sung vom 30. Oktober 1939 — RGBl. I S. 2145 — ). 

Im übrigen ist damit zu rechnen, daß gewisse Fragen des' 
öffentlichen Gesundheitsschutzes bei der Heimarbeit in an- 
deren Gesetzen nicht in dem Umfang geregelt werden; wie 
dies den Erfordernissen gerade dieses besonders unübersicht- 
lichen Arbeitsgebietes entspricht, da diese Gesetze aus Grün- 
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den der Konzentration naturgemäß auf eine eingehende Re- 
gelung von einzelnen Fragen auf allen Sachgebieten verzichten 
müssen. Es besteht daher die Gefahr, daß gewisse Gesetzes- 
lücken vorhanden sind und Schäden nicht sofort behoben 
werden können. Außerdem kann auf die Mitwirkung der 
Gewerbeaufsichtsämter nicht verzichtet werden, weil gerade 
die Gewerbeaufsichtsbeamten und die Gewerbeärzte einen 
besonders tiefen Einblick in die Verhältnisse der Heimarbeit 
und die dort auftretenden Gefahren für die Allgemeinheit 
haben. 

Die nach dem Wortlaut der früheren Fassung des Heim- 
arbeitsgesetzes bestehende Möglichkeit von Kompetenz- 
schwierigkeiten zwischen den Bundesministerien für Arbeit 
und des Innern, die allerdings dank der reibungslosen Zu- 
sammenarbeit der beiden Ressorts innerhalb der früheren 
Reichsregierung nie praktisch geworden sind, entfällt nun- 
mehr, da die Rechtsverordnungen nicht von einem oder 
mehreren Ressortministern, sondern von der Bundesregierung 
erlassen werden. 

Im übrigen behält sich die Bundesregierung vor, bei den 
Beratungen der Vorlage im Bundestag eine Fassung des § 14 
Absatz 1 vorzuschlagen, durch die jeder Zweifel darüber aus- 
geschlossen wird, daß diese Rechtsverordnungen nur das Ge- 
biet der Heimarbeit betreffen können. 

Zu § 15 schlägt der Bundesrat die folgende Fassung der Eingangs- 
worte vor: 

,,Wer gewerbsmäßig Heimarbeit ausgibt, hat dem Gewerbe- 
aufsichtsamt . . 

Er begründet die Änderung damit, daß der Heimarbeiter 
nicht nur vor Gefahren technischer Art geschützt werden 
solle, sondern auch vor Benachteiligungen, denen er bei 
Nichtbeachtung der Vorschriften für Sonn- und Feiertags- 
ruhe, Jugendarbeit, Frauenarbeit usw. ausgesetzt sei. 

Einer derartigen Erweiterung der Anzeigepflicht kann nicht 
zugestimmt werden. Der Entwurf sieht in § 7 die Anzeige 
bei erstmaliger Ausgabe von Heimarbeit vor. Darüber hinaus 
ist in § 6 die Führung von Listen vorgeschrieben, die sämtliche 
Beschäftigten ausweisen und in den Ausgaberäumen an gut 
sichtbarer Stelle auszuhängen sowie der Obersten Arbeits- 
behörde des Landes jährlich einzusenden sind. Außerdem 
ordnet der § 15 der Regierungsvorlage die ständige Anzeige- 
pflicht für den Ausgeber von solcher Heimarbeit an, für die 
zur Durchführung des Gefahrenschutzes besondere Vor- 
schriften gelten. Eine Erstreckung dieser Vorschrift auf 
sämtliche Gewerbetreibenden, die Heimarbeit ausgeben, er- 
scheint überflüssig, da den zuständigen Behörden durch die 
Vorschriften der §§ 6 und 7 ausreichende Informationen zur 
Überwachung der Heimarbeit gegeben sind. Zudem würde 
diese Erweiterung zu unnötiger Mehrbelastung der Behörden 
und Auftraggeber führen. Es ist noch darauf hinzuweisen, 
daß die Vorschriften über Sonn- und Feiertagsruhe und die 
Beschäftigung jugendlicher und weiblicher Arbeitnehmer nicht 
ohne weiteres für die in Heimarbeit Beschäftigten gelten. Dies 
ergibt sich daraus, daß die Heimarbeiter und Hausgewerbe- 
treibenden nicht Arbeitnehmer, sondern arbeitnehmerähnliche 
Personen sind, deren Arbeitsschutz sich ausschließlich nach 
den Vorschriften des Heimarbeitsgesetzes regelt. 
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Eine Ausnahme bilden die Vorschriften über den Schutz von 
werdenden Müttern, Wöchnerinnen und stillenden Müttern 
in der Heimarbeit, über deren Beschäftigung die Ziffern 27 
bis 33 der Ausführungsverordnung zum Gesetz zum Schutz 
der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 17. Mai 
1942 — RGBl. I S. 324 — besondere Bestimmungen enthalten. 
Durch die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des § 15 
wäre aber für die Überwachung des Mutterschutzes nichts ge- 
wonnen, da die dort geforderte Anzeige dem Gewerbeauf- 
sichtsamt keine sachdienlichen Hinweise auf diesem Gebiete 
vermitteln kann. Die Anzeige enthält nur Name und Arbeits- 
stätte der Beschäftigten. 

Zu §19 Absatz 3 schlägt der Bundesrat Streichung vor, weil er 
diese Bestimmung für überflüssig hält. 

Der beabsichtigten Streichung kann nicht zugestimmt werden, 
da die Bestimmung nicht entbehrlich ist. Es kommt nicht 
allein auf die Wirkung der bindenden Festsetzung, sondern 
auch auf ihre rechtliche Beurteilung an. 

Im übrigen behält sich die Bundesregierung vor, bei den 
Beratungen der Vorlage im Bundestag eine Fassung der Vor- 
schrift zu beantragen, durch die der Tatsache Rechnung ge- 
tragen wird, daß sich die Länder der französischen Zone da- 
gegen ausgesprochen haben, die Vorschriften des Tarif- 
vertragsgesetzes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
9. April 1949 für die rechtliche Beurteilung der in ihren Län- 
dern zu erlassenden bindenden Festsetzungen zur Anwendung 
zu bringen. 

Zu § 25 schlägt der Bundesrat vor, als zweiten Absatz einzufügen: 

„Das Land kann einen auf Nachzahlung des Minder- 
betrages lautenden vollstreckbaren Titel im eigenen Na- 
men vollstrecken und hat dann den beigetriebenen Betrag 
an den Berechtigten abzuführen/ 4 
Der erste Teilsatz des vorgeschlagenen Absatzes 2 ist nicht 
erforderlich, da die im Eingang des vollstreckbaren Titels 
aufgeführte und im eigenen Namen klagende Partei selbst- 
verständlich auch die Vollstreckung betreiben kann; er ist 
vollstreckungsrechtlich nicht haltbar. 

Auch der Zusatz, daß das Land den Betrag abzuführen hat, 
erscheint wegen seines deklaratorischen Inhalts nicht erforder- 
lich. Im übrigen behält sich die Bundesregierung vor, für den 
Fall, daß bei den Beratungen im Bundestag Neigung besteht, 
dem Änderungsvorschlag des Bundesrats sachlich zu entspre- 
chen, eine Fassung vorzuschlagen, die neben der zwangsweisen 
Beitreibung auch den Fall der freiwilligen Leistung mit 
umfaßt. 

Zu §30 Absatz 1 schlägt der Bundesrat vor, die Worte „vor- 
sätzlich oder fahrlässig“ zu streichen. 

Diese Streichung kann nicht gebilligt werden. Die Worte 
„vorsätzlich oder fahrlässig“ sind bewußt eingefügt worden, 
weil es sich hier um Vergehen handelt und der Täter nur 
wegen Vorsatzes- bestraft werden könnte, wenn die umstritte- 
nen Worte wegfielen. Das ist aber bei der Eigenart der Tat- 
bestände insbesondere der Ziffer 1 des § 30 untragbar, da die 
Mehrzahl der Verstöße in der Regel auf Unachtsamkeit be- 
ruhen und der Vorsatz nur schwer nachzu weisen sein dürfte. 
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